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Vorbemerkung. 


In den letzten Tagen des Oktober hatte ich in der 
Münchener Geſellſchaft „Aula“ einen Vortrag zu halten. 
Dies gab mir Anlaß zu einer Ueberſchau ſeit längerer Zeit 
mich beſchäftigender Erwägungen, welche die Pflicht im 
Wirtſchaftsleben zum Gegenſtand haben. Die Entſtehungs— 
weiſe dieſer hier in erweiterter Ausgeſtaltung gebotenen 
Ueberſchau ſchloß eine ins Einzelne gehende erſchöpfende 
Behandlung der darin berührten Fragen aus. Wenn ich 
die Ueberſchau gleichwohl in Folgendem veröffentliche, ſo 
thue ich es deshalb, weil ich glaube, daß ſie gerade in 
ihrer für weitere Kreiſe beſtimmten Geſtalt als Anregung 
zu einer in manchen Beziehungen von den breiten Tages— 
ſtrömungen abweichenden Beurteilung wichtiger Vorgänge 
unſeres ſozialen Lebens dienen könne. 


München, im November 1899. 


Georg v. Map. 





Im Kulturleben der Gefellichaft find im Allgemeinen 
die fozialen Wechjelbeziehungen dem Gebiet bloß thatjäch- 
licher Machtwirfung entrüdt. Die nadte Gewalt, Die 
in Urzeiten der maßgebendjte Faktor für die Negelung 
menschlicher Beziehungen gemwejen fein muß, wird immer 
mehr in den Hintergrund gedrängt. Ganz verjchwindet 
freilich diefer Faktor auch bet der zivilijierteften Geſellſchaft 
nicht. Ex beiteht einmal fort bei der Berührung der 
einzelnen individuellen Berfonen- und Vermögensfreife in 
feiner ursprünglichen Roheit und Rückſichtsloſigkeit als 
Auflehnung gegen die der Sphäre der Gemalt entrückte 
Gejellfchaftsordnung. Es genügt als Beiſpiele Raub und 
Mord anzuführen. Außerdem muß die Gewalt in umge- 
jtalteter und in befonderer Weiſe geregelter Form auch in 
den Dienſt der Gejellichaftsordnung ſelbſt geitellt werden. 
Eine Ausnahmeerjcheinung großen Stils dieſer Art ift der 
Krieg als außerjtes Mittel der Löfung unheilbarer Konflikte 
ſchwerſter Art zwischen ftaatlichen Gemeinwesen, nicht minder 
die Gewaltübung, die bei der Unterwerfung ungzivilifierter 
Bölkerichaften durch ein zivilifiertes Gemeinweſen fich er- 
gibt. Eine Dauererfcheinung mit dem Charakter des Nor— 
malen iſt die manntgfachite Verwirklichung der Zwangs— 
gewalt des Staates zur Negelung des Kulturlebens der 
Nation, die im Bollzug der Todesftrafe bis zur äußerten 
Gewaltbethätigung gegen die Perſon ſich er 
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Die maßgebende Grundlage unſeres geordneten fried— 
lichen Geſellſchaftslebens iſt die Ablöfung aller rohen in— 
dividualiſtiſchen Gewaltbethätigung — die man auch mit 
der allerdings in ſich widerſpruchsvollen Benennung „Fauſt— 
recht“ bezeichnen könnte — durch eine ſoziale Regelung, die 
für die Wechſelbeziehungen der Menſchen in einer für die 
Geſamtheit heilſamen Weiſe maßgebende Schranken ſetzt. 
Dieſe Schranken ſind von zweierlei Art. Sie können zu 
feſter, mit dem Hintergrund ſtaatlicher Zwangsgewalt aus— 
geſtatteter Kriſtalliſation gelangt ſein. Das ſind die Schranken 
des Rechts, des öffentlichen, wie des privaten. Daß der 
Staatswille es tft, der dieſe wichtigſten aller ſozialen Schranken 
ſchafft, mag wohl in Erinnerung behalten werden. Der 
Staat, der gewaltige Schöpfer und Hüter des Rechts, 
fann nicht berufen fein, in wichtigen Fragen der jozialen Ent- 
wiclung die untergeordnete Rolle zu ſpielen, welche Befür- 
worter privater Mafjen-Machtentfaltung ihm zuzumerjen 
geneigt find. Gewiß tft, daß die ftaatlich gewährletjteten 
Rechtsſchranken für die Gejamtentfaltung des gejellichaft- 
lichen Lebens exit die fejten Bahnen jchaffen. Sie find 
gewijjermaßen die Dämme, innerhalb deren dieſes Leben 
in feiner ganzen Mannigfaltigfeit dahinraufchen ſoll. Wohl 
geht es auch hier ohne gelegentliche Dammbrüche nicht ab; 
die Kleinen laufenden Reparaturen bejorgt die jtaatliche 
Handhabung der Rechtspflege im weiteſten Sinn, die großen 
Umgejtaltungen diefer Dammbauten jind Aufgabe der Ge- 
je&gebung. 

Was jo rechtlich Eonjolidiert wird, das erwächſt — und 
zwar um jo mehr, je vollendeter die Ausgeftaltung der 
Nechtsbildung tft, aus einem joztalen Gejamtempfinden, 
das in jeinen Einzelheiten viel weiter greift al3 das Gebiet 
der Nechtsnormen. Diejes Gejamtempfinden umfaßt das 
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Gebiet der Sitte. Die Kulturgejellfchaft erzeugt jtets neu, 
auf Grund des von der Bergangenheit darin überfommenen 
Erbteil3 und unter angemefjener dem Entwicklungsgang 
der Geſellſchaft entjprechender Ummandlung eine Summe 
von Borjtellungen, Heberzeugungen und Strebensrichtungen, 
durch welche das joztal als richtig und geboten Erachtete 
mehr oder minder deutlich zum Ausdruc gelangt. Neligiöfe 
Momente jind hier von ſtarkem Einfluß, daneben der Ge- 
famteffeft der vorhergegangenen KRulturbeftrebungen, hervor- 
tretend in der Ausgeftaltung der allgemeinen Anfchauungen 
über das, was den Menfchenmafjen zu glüdlichem und 
erfolgreichem Zufammenfein frommt. 

Die Wechſelwirkung zwifchen dem engeren Gebiete des 
Kecht3 und dem weiteren der Sitte zeigt ſich darin, daß 
im Gang der Entwiclung fittliche Erwägungen maßgebend 
werden für Vteugejtaltungen des Nechts, und daß anderer- 
jeit3 ehedem ins Nechtsgebiet übernommene fittliche Auf- 
fallungen aus Diefem Gebiet ausgelöft und wiederum 
lediglich fittlicher Würdigung überwiefen oder überhaupt 
aufgegeben werden. Die hiftoriiche Wandelung des Straf: 
rechts Liefert hiezu zahlreiche Beiſpiele. 

Immer aber liegt die Geſtaltung der Verhältniſſe in 
der Kulturgeſellſchaft ſo, daß um einen feſten Kern des 
Rechts eine breite Zone der Sitte ſich lagert, die in ihrem 
dem Recht nächſtſtehenden Gebiet mit zweifelloſer Klarheit 
ſich abhebt und nur in ihren Ausfaſerungen, da wo über 
Einzelnes eine maßgebende Grundſtimmung der normalen 
Geſamtheit der Gejellichaft nicht. mehr erkennbar it, in 
undeutlichen Umriſſen ſich abzeichnet. Auf dieſen Grenz— 
gebieten der Sitte finden ſich namentlich jene verſchiedenen 
Auffaſſungen verſchiedener geſellſchaftlichen Schichten auf 
den für die Lebensentfaltung der Geſamtheit minder be— 
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deutſamen Gebieten, wonach. den Einen ſittlich geboten oder 
erlaubt erſcheint, was die Anderen als ſittliche Anforderung 
an die Lebenshaltung verwerfen. Von dieſen Grenzgebieten 
dürfen wir für die weitere Betrachtung abſehen; denn 
unbeſchadet der Meinungsverſchiedenheiten ſozialer Schich— 
tungen, die hier beſtehen, gibt es auch auf dem außerhalb 
des Gebietes des Rechts liegenden Gebiet der Sitte 
wiederum einen feſten Kern normalen Geſamtempfindens, 
ein feſtgeſchloſſenes Programm für das in der Kulturge— 
jellichaft unerläßlicherweife als jtttlich Gebotene. 

Dem objektiven ‘Boftulat des Nechts und der Sitte, 
das die Gefellfchaft erhebt, entpricht für das Individuum 
das Postulat rechtlichen und fittlichen Verhaltens, wobei 
wir den Begriff des fittlichen Verhaltens im moeiteften 
Sinne als eines der „Sitte angemejjenen Verhaltens 
erfaſſen. 

Handelt es ſich um Rechtsnormen, ſo wacht über die 
Anpaſſung des individuellen Verhaltens an das ſoziale 
Wollen die organiſierte Zwangsgewalt des Staates. Das 
iſt allerdings zunächſt nur ein äußerliches Moment; innerlich 
iſt der Einzelne nur dann ſozial geſtimmt, wenn er das 
rechtlich Formulierte auch ſelbſt als Ueberzeugung empfindet. 
Dabei kann es überhaupt an der ſozialen Anpaſſungsfähig— 

keit des Einzelnen fehlen, ſo bei der ausgeſprochenen Auf— 
lehnung gegen Grundſätze der Rechtsordnung, auf denen 
unfer ganzes Kulturleben ruht. Es können aber auch auf 
den Grenzgebieten des Nechts untergeordnetere Auflehnungen 
nicht bloß Einzelner, ſondern weiter jozialer Kreiſe gegen 
Sabungen des formellen Rechts in Frage fommen, bei denen 
von einer Auflehnung gegen die Grundſätze der Necht3ord- 
nung ſelbſt nicht die Nede ift, und bei denen deshalb Die 
Anlegung des fittlihen Maßſtabes einen Defekt faum over 
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gar nicht entdecken läßt. Dadurch, daß die gleiche Form 
der Rechtsordnung ſowohl zur DBerwirklichung fittlicher 
Grundforderungen, wie auch zur Wahrung des Erfolgs 
bloßer Ordnungsmaßnahmen de3 ftaatlichen Wollens dient, 
können ſich derartige Konflikte zwischen fittlicher und recht: 
licher Würdigung ergeben. Die einfachen Polizeiübertre— 
tungen liefern hiefür zahlreiche Beifpiele. Dieje Orenzgebtete 
des Rechts hier weiter zu verfolgen, ijt nicht meine Abſicht; 
denn unbejchadet derfelben verbleibt ein fefter Kern von 
Kechtsnormen, ohne deren Gemwährleiftung die Weiterent- 
faltung unſeres Rulturleben3 undenkbar erfcheint. 

Für das Gebiet jener Normen, die nur der Sitte und 
nicht auch zugleich dem Recht angehören, bleiben als foziale 
Gemwährleiftung und Kontrole nur die fittliche Ueberzeugung 
der normalen auf dem Boden der hiftorifch gewordenen 
Rechts- und Gejelliehaftsordnung jtehenden Gefamtheit und 
die aus dieſer Meberzeugung fich ergebenden Folgewirkungen. 
Die Auffaffung der Anormalen, d. h. der antijozialen 
Dijfiventen, welche die Grundnormen des Rechts wie der 
Sitte überhaupt nicht anerkennen wollen, fällt nicht ins 
Gewicht. Solchen Abirrungen ftellt fich auf dem Rechts— 
gebiet die jtaatliche Gewalt, auf dem fittlichen Gebiet die 
fonjervative Gefamtüberzeugung Jener gegenüber, welche 
die Früchte unferer Kulturerrungenfchaften wahren wollen. 

Der Nefler von Allem, was al3 Recht und Sitte in 
der Gejellfchaft waltet, auf den Einzelnen ift die Pflicht 
im weiteften Sinne des Wortes. In der Subjeftivierung 
der objektiven Normen von Recht und Sitte, in dem Pflicht: 
empfinden fpiegelt ſich die Kulturentwicklung von Recht 
und Sitte in ihrer Einflußgeftaltung auf den Einzelnen. 
Es Liegt ein tiefer Sprachfinn darin, daß wir den Ausdrud 
Verpflichtung auch auf dem Gebiete des Rechts anwenden, 
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gewiffermaßen als ethijche Kolorierung auch der abjtraft 
rechtlichen Berbindlichkeit. Aber nicht das allein erſchöpft 
das Gebiet der Berpflichtung oder Pflicht, ſondern weiter- 
hin bejteht und — und jogar in einem gewiſſen höheren, 
weil jelbjtändigeren, Sinn — Pflicht auch da, wo fein 
Nechtszwang, aber gleichwohl ein normales joziales Em— 
pfinden eines bejtimmten Sollens obwaltet. 

Sp raujcht denn der Strom des gejamten gejellfchaft- 
lichen Zebens unaufhaltfam und ununterbrochen dahin unter 
der Kontrole von Recht und Sitte, einer Kontrole, die nicht 
in allen Einzelfällen wirkſam und erfolgreich iſt, gleichwohl 
aber die Grundbedingungen des Kulturlebens Ddaritellt. 

Ein gewaltiges Stücd des gejelljchaftlichen Lebens iſt 
das Wirtfehaftsleben, der Inbegriff aller jozialen 
Sorge und Mühe um Beichaffung und Zuratehaltung der 
Güter des Lebens, die der Befriedigung unferer Bedürfntije 
dienen. Der Eindrucd dieſer alltäglichen jozialen Lebens- 
entfaltung, wie er allenthalben, ſei es in Stadt oder Land, 
ganz beſonders aber in der modernen Großjtadt und im 
modernen Induſtriebezirk uns entgegentritt, iſt ein jo ge 
waltiger, daß dem oberflächlichen Beobachter das ganze 
Getriebe der Menfchen in wirtjchaftlihem Thun und Streben 
aufzugeben jcheint. Dieſe einfeitige Auffaſſung in ein 
Syitem gebracht, tft das, was man mit Borliebe als Die 
„materialiftifche Geſchichtsauffaſſung“ bezeichnet — eine 
traurige Auffaffung, der gegenüber ein entjchtedener Proteſt 
Seitens Aller am Platze iſt, die von fi und von ihren 
Nebenmenſchen überzeugt find, daß zwar Vieles, was jie 
thun und exftreben, wirtjchaftlicher Natur tft oder Doch 
einen wirtjchaftlichen Hintergrund hat, daß aber gottlob 
daneben auch noch Vieles die Lebensthätigfeit ausfüllt, 
das nicht ökonomiſcher Natur ift, jondern anderen Zielen 
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menschlichen Einzel- oder Gejamtjtrebens dient. Wahrlich 
gäbe es nur Wirtichaftliches zu finnen und zu thun, es 
lohnte nicht zu leben. Wenn alles Streben nach Freund- 
Ihaft und Liebe, nach Willen und Können nur nach feinem 
wirtichaftlichen Erfolg zu bemefjen, wenn die Gejamter- 
rungenjchaften religtöfer Ueberzeugung, treuer Anhänglich- 
feıt an Fürſt und Baterland und zielbewußter pflichttreuer 
Staatslenfung, wie auch eines veichentfalteten Sinns für 
Kunjt und Wiſſenſchaft nichts Anderes wären, als Behelfe 
wirtjchaftlicher Kraftentfaltung, es wäre traurig um unjer 
Kulturleben bejtellt. Gewiß haben auch diefe Seiten de3 
gejelljchaftlichen Lebens ihre Wechjelbeziehungen zum Wirt: 
chaftsleben, aber ſie gehen in diefem nicht. auf, ſondern 
jte jtehen als wichtige Zweige gejellichaftlicher Lebensbe- 
thätigung neben dem Wirtjchaftsleben, in mancher Hinficht 
auch über demjelben. In einer Zeit, in der man vielfach 
geneigt iſt, ven Menjchen zu einem Herdentier des Wirt: 
jchaftslebens zu degradieren, tft die Erinnerung daran, daß 
das mirtichaftliche Streben zwar ein gemwaltiges, aber 
durchaus nicht das einzige Stüd des gejellfchaftlichen Kul- 
turlebeng iſt, gerade für einen Profeſſor der Nationalökonomie 
ſehr am Bla, denn einem ſolchen könnte es bei über- 
eifriger Speztalforihung nur in ferner nächjten Nähe be- 
gegnen, daß er dieihm ferner liegenden Gebiete gejelljchaftlicher 
Lebensbethätigung, die nicht von wirtjchaftlichen Motiven 
bedingt find und gegebenenfalls jogar diejen entgegen ſich 
bewegen, überjiehbt. Die Reaktion Aller, die in fich noch 
eine andere al3 die wirtjchaftliche Ader ſchlagen fühlen, 
gegen die materialijtifche Geſchichtsauffaſſung wird in unferen 
Tagen zur jozialen Pflicht ! 

Beſchränken wir uns nun weiterhin auf das Wirt- 
ſchaftsleben und jehen wir zu, wie bei diefem die Pflicht 
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der daran Beteiligten fich geftaltet. 

Daß das Recht auch das Wirtjchaftsteben maßgebend 
ergreift und eine Fülle willig oder unmillig ertragener 
Verpflichtungen ſchafft, bejtreitet Ittemand. Man mag auf 
einem Standpunkt wie immer jtehen, man mag dieje oder 
jene das Wirtjchaftsleben beeinfluffende Kechtsverpflichtung 
befämpfen, daß te als folche bejteht und damit eine wirt- 
ichaftliche Bflicht begründet, wird dadurch nicht geändert. 
Alle Grundnormen des Wirtichaftslebens find vechtlich feſt— 
gelegt; fie find die größten Schranken des abjoluten gemwalt- 
thätigen Egoismus, von der Feltjegung der Nechtsinftitute 
Berjonenfreiheit, Eigentum und Erbrecht angefangen, bi3 
zu den neuzeitlichen Nechtsformulterungen des Arbeiterjchuges 
und Der Mrbeiterverficherung. Darüber alfo, daß im 
Wirtichaftsleben das Necht maßgebend iſt, kann es feinen 
Streit geben. 

Walten aber im Wirtfchaftsleben abgejehen vom Rechts— 
zwang auch Normen der außerhalb der Nechtsiphäre lie- 
genden Sitte? Gibt es alfo im Wirtjchaftsleben neben den 
rechtlichen Verpflichtungen auch Jittlihe Pflichten? 

Die Frage fcheint vielleicht thöricht ? Denn es ift nicht 
abzujehen, warum gerade dieſes wichtige Stüd des Gejell- 
Ichaftslebens, das wir Wirtjchaftsleben nennen, den Ge— 
boten der Sitte nicht unterliegen follte. Und doch tft die 
Frage nicht überflüffig. Wir jehen wie die Anhänger ma- 
tertaliftischer Auffafjung und die Bewunderer namentlich 
der neuzeitlichen wirtfchaftlichen Entwiclungstendenzen in 
rückſichtsloſem Beftreben jedes Hindernis einer möglichiten 
Bejchleunigung dieſer Entwidlung bei Seite zu jchieben, 
nicht davor zurücjchreden den Erwägungen der Sittlichkeit 
im Rahmen des Wirtjchaftslebens feinen Raum zuzuge- 
jtehen. Nach Zeitungsnachrichten — der vollitändige fteno- 
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graphiiche Bericht liegt mir noch nicht vor — hat ein Bres— 
lauer Kollege, Werner Sombart gelegentlich) der Ver— 
jammlung des Vereins für Sozialpolitif in Breslau kürz— 
lich den Sa formuliert, Sittlichkeit auf Koften 
des ökonomiſchen Fortichritt3 fei feines Er- 
ahtens der Anfang vom Ende. 

Hier iſt meines Erachtens der Bunft, wo es für den 
Kollegen eines ſolchen Nationalökonomen Bflicht werden kann, 
entfchtedenen Widerfpruch zu erheben. Die bloße Feititellung 
ſchärfſten Gegenfages zu folcher Auffaffung genügt aber 
nit. Es muß weiter auch pofitiv dargelegt werden, in 
wie ausgedehnter und mannigfaltiger Weife das Wirt: 
jchaftsleben unter der Kontrolle nicht nur des formellen 
Rechts, jondern auch der Sitte jteht und wie daraus für 
die verfchtedenen Gruppen der am Wirtfchaftsleben Be- 
teiligten nicht bloß ökonomische Nechtsverpflichtungen, ſon— 
dern auch fittliche Pflichten wirtſchaftlicher Art erwachfen. 

Nur abjtrakt theoretifch Fann man — faſt möchte ich 
jagen zum Zweck mifjfenjchaftlichen Sports — ein Wirt: 
Ichaftsleben konſtruieren, bet dem jämtliche Mitglieder der 
Gejelliehaft reine Wirtſchaftsmenſchen, nämlich folche find, 
die nur wirtjchaftliche Ziele fennen. Wohl gibt e8, zu— 
mal in unferem haſtenden induftriellen und SandelSgetriebe, 
einzelne Exemplare, bei denen Solches faſt zuzutreffen 
Scheint; prüft man die Fälle aber näher, jo wird man 
finden, Daß auch da neben den wirtjchaftlichen noch andere 
foziale Intereſſen beitehen, mögen vielleicht auch erſtere ſtark 
überwuchern. Freilich haben die Nlationalöfonomen in 
älterer wie in neueſter Zeit gelegentlich auf folch einen 
abitraften Standpunft fich geitellt und auf vermeintlich aus— 
jchliegend wirtfchaftliche Hypotheſen ein theoretifches Ge— 
bäude abjtraft wirtjchaftlicher Naturgefege errichtet. Das 
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Verdienſt der hiſtoriſchen und ethiſchen Nationalökonomie 
und der ſtatiſtiſchen Durchleuchtung der wirklichen Geſtal— 
tung des Wirtſchaftslebens iſt es, gezeigt zu haben, daß der 
Gang der wirtſchaftlichen Dinge nicht unabhängig in der 
Iſolierung verläuft, ſondern in innigem Zuſammenhang 
mit der Geſamtgeſtaltung der ſozialen Entwicklung. 
Das Wirtſchaftsleben muß ſich höheren Kulturintereſſen 
unterordnen. Gott, Fürſt, Vaterland, Familie, Freiheit 
des Perſonenſtandes, Eigentum, Erbrecht — das ſind, um 
nur das Wichtigſte herauszugreifen, ideelle und reelle Fak— 
toren unſeres Kulturlebens, die wir um ihrer ſelbſt willen 
uns erhalten wollen, und die wir darum gefeit wiſſen 
wollen gegen die zerſetzenden Wirkungen einer wirtſchaft— 
lihen Entwicklung, die etwa dieſe Faktoren nicht al3 un— 
erjchütterliche Grundlage des gefellfchaftlichen Daſeins an— 
erfennen wollte. Wenn auch von ausjchlieglich technifchen 
und wirtjchaftlichen Gefichtspunften aus in einem fozialen 
Zufunftsgebilde unter Vernichtung nationalen Empfindens, 
mit Auflöfung der Familie und unter Zertrümmerung von 
Eigentum und Erbrecht und dazu vielleicht unter Durch— 
führung allgemeinen Arbeitszwangs, alfo mit Zertrümme— 
vung auch der Berjonenfreiheit ein größeres Maß von 
Gütern für die Gejellfchaft und mit geringerer Anſtrengung 
hergeftellt werden könnte, jo würden wir diejen rein wirt- 
Ichaftlichen Erfolg aus übergeordneten jozialen Erwägungen 
anderer Art ablehnen. Was in Diefer Beziehung vom 
Ganzen gilt, das gilt auch von den Teilftrebungen jener 
Wirtſchafts- und Sozialpolitifer, die nichts bejjeres glau— 
ben thun zu können, als wirtſchaftliche Entwiclungs- 
tendenzen, die im Widerjtreit mit bedeutungsvollen an— 
deren ſozialen Strebungen find, bloß darum, weil jte tech 
nich und mwirtfchaftlih im Sinn der Crmöglichung ver— 
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mehrter Gütererzeugung gerechtfertigt werden fünnen, als 
die allein berechtigten zu verfünden. 

Sobald wir uns des Waltens der Pflicht auch im Wirt: 
Ichaftsleben bewußt werden, fommen wir in die Lage, mit 
Nutzen für die Ausgejtaltung unjerer gefamten fozialen 
Anſchauung zweierlei zu erkennen. Wir finden, daß auf 
der Verfennung des Waltens der Pflicht im Wirtjchafts- 
leben viele Mißſtände in der thatjächlichen Geſtaltung der 
wirtjchaftlichen Zuftände beruhen. Wir fehen dann aber 
auch weiter, wie auf der gleichen Berkennung der Bflicht 
im Wirtjchaftsleben jo manche jchiefe und fozial bedenf- 
liche Auffafjung der Wirtfchaftsgelehrten über wichtige 
Probleme des Wirtjchaftslebens beruht. 

Das ganze Gebiet des Wirtjchaftslebens mit der Leuchte 
der Pflicht zu exrhellen, beabfichtige ich hier nicht. Wohl 
aber will ich es verfuchen, jolches in kurzen Zügen für 
einige wichtige Fragen des Güterverbrauchs, der 
Gütererzeugung und der Güterverteilung zu thun. 

Zuerſt nur ein kurzes Wort über den Güterver- 
braud. Der Berbraud im Sinn endgültiger Verwendung 
von wirtjchaftlichen Gütern zur Bedürfnisbefriedigung tit 
an jich gar fein wirtichaftlicher Akt, es fer denn, daß man 
die Durch die VBerbrauchsbethätigung ermöglichte Erhaltung 
und Veufchaffung förperlicher und geiltiger Kraft als eine 
wirtschaftliche Broduktion anjehen wollte, was aber zu 
durchaus ſchiefer matertalijtifcher Auffaſſung unferer Lebens— 
zwede und Lebensgeitaltung führen würde. Wenn mir 
ejjen, wenn wir trinken, wenn wir den Schuß des Wohn- 
raumes genießen und wifjenjchaftlichen und künſtleriſchen 
Genuß auf uns wirken lafjen, jo thun wir dies nicht in 
eriter Linie aus wirtjchaftlicher Spekulation auf Die Her: 
jtellung einer möglichjt ventablen Leiſtungskraft. In all 
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dem menjchlichen Genießen find wir vor Allem Menjchen, 
und daneben exit, und zwar in der Borinitanz und Nach— 
inftanz Wirtfchafter. Wir müfjen wirtfchaften, oder in den 
Wirtjchaftsfreis für ung Sorgender eingejchloffen jein, um 
überhaupt zum Genuß zu gelangen. Und andererfeits hat 
die Ausgeltaltung unferes Verbrauchens ſehr wichtige 
vorrtichaftliche Folgen für uns Einzelne und für die wirt- 
Ichaftliche Gemeinschaft, der wir angehören. Gerade bei 
diejen Folgewirkungen des Berbrauchens machen fittliche 
Erwägungen in jtarfem Maße fich geltend. In der That 
fann man eine qute Voritellung von dem, was auf dem 
Gebiet des Berbrauchens, des Genießens das joztal An— 
gemejjene 1jt, ohne Heranziehung des Moments der Bflicht 
nicht gewinnen. Es tft nicht richtig, Daß die Verbrauchs- 
geitaltung der freien Willkür de3 Einzelnen überlafjen wäre. 
Wichtige Normen Schaffen hiev Recht und mehr noch Sitte. 

Die Pflichten, die der Einzelne gegen fich zu erfüllen 
hat, find nicht nur die allgemein menschlichen Pflichten der 
Selbjterhaltung, jondern auch der im Rahmen des Erreich- 
baren liegenden Selbjtvervolllommnung. Dazu fommen Die 
bejonderen wirtjchaftlihen Bflichten der Erhaltung wirt- 
Ichaftlicher Leiftungsfähigkeit und der Einrichtung eines ge— 
junden fich jelbjt genügenden und Nejerven für die Zu— 
funft anfammelnden Wirtjchaftskreifes. In der Wahl des 
richtigen Mittelwegs zwiſchen zu meit gehender Differ- 
enzterung der Genüfje und zu engherziger, die Erreichung der 
Lebenszwecke beeinträchtigender Sparjamfeit, liegt die rich» 
tige Bflichterfüllung des Verbraucher, ſoweit Rückſichten 
jeiner perſönlichen Wirtjcehaftslage in Betracht fommen. 
Man Fann diefe Art der wirtichaftlichen Bflichten kurz fol- 
gendermaßen zufammenfafjen: Angemefjene Differenzierung 
der förperlichen und geistigen Genüffe mit Vermeidung der 
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Exzeſſe nach einer Richtung, die für die Gefamtgeftaltung 
des Genießens fchädlich werden; all dies aber unter wohl- 
erwogener Rückſichtnahme auf die Öeftaltung der Leiltung3- 
fähigkeit in Gegenwart und Zukunft, mit der Maßgabe, 
daß vorfichtige Zurückhaltung im Augenblicksgenuß die Mög- 
lichfeit künftigen Aufſteigens in eine Zone reicherer Ber: 
brauchsgejtaltung gemwährleiftet. 

Hier kann nur die Sitte in ausgiebigem Maße wirkſam 
werden. Nechtsformulierungen vermögen nur gelegentlich 
in Einzelheiten und nur ſelten mit Erfolg einzugreifen. 
Ich nenne beiſpielsweiſe aus älterer Zeit die Kleiderord- 
nungen, aus der Gegenwart die jtaatliche Bekämpfung des 
Alkoholverbrauchs in verjchtedenen Ländern. 

Neben dieſer Geftaltung der individuellen Berbrauch3- 
pflichten beiteht aber noch ein weiterer Kreis von Pflichten, 
die man die joztalen Berbrauchspflichten nennen fann. Was 
und wie viel der Einzelne verbraucht, hat Bedeutung nicht 
nur für feine eigene wirtichaftliche Lage, jondern auch für 
die Gejamtheit des vollswirtfchaftlichen Kreiſes, in den 
er einbezogen tft. Der Verbrauch iſt die joziale Voraus— 
jeßung erfolgreicher Gütererzeugung. Deshalb iſt ange: 
mefjene Nusgeitaltung des Verbrauchs und Anpafjung 
desjelben in jeiner mannigfaltigen Differenzierung an das 
Maß der für den Verbrauch verfügbaren wirtichaftlichen 
Mittel eine bedeutungsvolle foziale Pflicht. Zu befonderer 
Hccentuierung gelangt dieſelbe da, wo reichliche da3 Maß 
der gewöhnlichen Lebensbedürfniffe weit überjchreitende 
Mittel zur Verfügung Stehen. Hier erwächst die foztale 
Pilicht des Neichtums in der Verpflichtung zu einer Aus— 
gejtaltung des Verbrauchs, welcher die Bermittlung feiner 
und feinfter Lebensgenüfje für den Körper und namentlich 
auch für Geift und Gemüt ermöglicht. Wenn der reiche Mann 
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mit einfachjter Haushaltsführung fich befcheidet, von wiſſen— 
Ichaftlihem und Fünftlerifchem Genuß und reicher Für: 
jorge auf dem Gebiet der Wächitenliebe nichts willen will 
und jeine gefamte wirtjchaftlihe Weisheit in der Akku— 
mulation jeiner Spefulations- oder Nentengewinne be— 
thätigt, fo verlegt ex die jozialen mit dem Neichtum ver: 
bundenen Bflichten. Die ganze Mannigfaltigkeit veichhaltigft 
ausgegliederter Gütererzeugung tft nur möglich, wenn die 
Beſitzer reicher Mittel außer freier Bflichterfüllung auf dem 
Gebiet fürjorglicher Nächitenliebe ihre Genußgeitaltung auch 
mannigfaltig und insbefondere mit NRüdfichtnahme auf 
Wiſſenſchaft und Kunſt ausgliedern. Die Anfammlung 
einer gemwijjen weiteren Nejerve für die Zukunft und der 
darin zugleich liegende allgemeine nationalöfonomische Dienft 
der Kapitalanfammlung mag in bejcheidenerem Maße damit 
immerhin verbunden bleiben. 

Joch weniger als beim Individualverbrauch vermag 
bier bei der Geftaltung des jozialen Verbrauchs das for- 
mulierte Recht zu leisten. Hier beruht alles auf dem Walten 
der Sitte. Darum fann auch bier eine entartete fittliche 
Auffaſſung gewaltigen Schaden jtiften. Cine Entartung 
tt e3 nach dem einen Extrem hin, wenn die foztaliftifchen 
Umfchmeichler der großen wirtſchaftlich wenig leiſtungs— 
fähigen Waffen Ddiefen das Evangelium de3 Marimalver- 
brauchs und die Berwerfung jeglichen Spargedankens pre— 
digen. Gerade für diefe Maſſen ift Sparen, weil dieſes 
die Möglichkeit ihres jozialen Aufjteigens begründet, auch 
fittliche Pflicht. Ebenſo aber ift es nach der anderen 
Seite eine jittliche Entartung, wenn Milltonäre, im Ueber: 
maß der Kapitalanhäufung ergeben, nicht daran denken, 
ein gutes Stück ihrer verfügbaren Mittel der fürjforgenden 
Jächitenliebe und den feinften Genüſſen menschlichen Le— 
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bens durch Förderung von Kunjt und Willenfchaft zuzu— 
wenden. 

Nicht minder bedeutfam, bisher aber vielleicht weniger 
beachtet, iſt das Walten der Bflicht auf dem Gebiete der 
Gütererzeugung. Daß überhaupt Güter erzeugt werden 
und daß fie in reichem Maße und reicher Ausgliederung der 
Kultur-Menjchheit zur Verfügung jtehen, iſt eines von den be— 
deutſamſten jozialen Poſtulaten — freilich nicht das Einzige, 
wie jene Modernen in der Nationalökonomie anzunehmen 
jcheinen, denen gleich ihren Antipoden — den Begründern der 
klaſſiſchen Nationalökonomie — wenn auch von wejentlich 
anderem Standpunkt aus, die rüdjichtslofe Förderung der 
Marimal-Gütererzeugung im Vordergrund fozialpolitischer 
Erwägungen Steht. Dieje Gejfamterzeugung der Güter wird 
nur zu emem Teile durch formulierte Nechtsjfagung und 
daran anfnüpfende ftaatliche oder private Produktions— 
thätigfeit bewerfitelligt. Es find recht wertvolle Güter, 
insbeſondere folche immaterieller Art, ſich verwirklichend 
in einem Quantum von perjönlichen Dienftleiftungen und 
Sachjgüterverwendungen, die unmittelbar durch ftaatliche 
Rechtsſatzung produziert werden. Die wirtjchaftlichen Lei— 
tungen de3 Heeres und der Flotte, des Beamtenftandes 
und der freithätig im Staatlichen und fommunalen Gemein- 
wejen Mitwirkenden find hier zu nennen. Auch die Sach: 
güterproduftion, insbeſondere Bergwerksprodukte und Holz, 
nach hiſtoriſcher Geftaltung auch einiges andere, ift zum 
Teil Staatsangelegenheit. In der Hauptfache aber bleibt 
die Gütererzeugung dem freien Willensentjchluffe privater 
Kreife überlafjen. Daß der Entfchluß zu produzieren, 
ven ja die Erwerbsluſt mächtig fördert, überhaupt gefaßt 
werde, ift — da bier mit gewifjen Ausnahmen Nechts- 
zwang nicht plaßgreift — Sittlihe Pflicht. 


Er 


Dabei ift es aber von Wichtigkeit, vor allem feſtzu— 
jtellen, wie fich denn im großen und ganzen für die Ge- 
famtheit der Mitglieder der Gefellfchaft diefe Verpflichtung 
zur Gütererzeugung regelt. Es iſt Klar, daß ein großer 
Bruchteil derjelben überhaupt zu nichts verpflichtet fein 
kann; Konfument ift Jedermann, PBroduzent tft nur ein 
Bruchteil der Gejamtbevölferung. Bor allem fommt als 
jenfeit3 dev Grenzen der Produftionspflicht lebend der große 
Beſtand nachwachjender Jugend in Betracht. Bei normalem 
Altersaufbau machen allein die erjten 10 Altersklaſſen nahezu 
ein Viertel des gefamten Bevölferungsitandes aus. In 
weitem Umfang find ferner je nach der Geftaltung des 
konkreten Wirtjchaftslebens Angehörige des weiblichen Ge— 
jchlecht38 auch in höherem Lebensalter der aktiven Beteili— 
gung an der Gütererzeugung enthoben, wenn ihnen auch, 
insbefondere al3 Hausfrauen in beachtenswertem Maße 
eine wichtige Anteilnahme an der Negelung der Güterver— 
wendung in der Führung und Ueberwachung des Haus- 
halts zugewiefen iſt. Enplich bedingen Krankheit und Elend 
unter allen zur aktiven Teilnahme an der Gütererzeugung 
berufenen Schichten eine Ausleje paſſiver Elemente. 

Hienach kommt eine anjehnliche Gejamtheit Solcher, 
die als die wirtichaftlih Baffiven bezeichnet werden können, 
für die Frage der Broduktionspflicht überhaupt nicht in 
Betracht. Der andere Bruchteil der Bevölkerung, der Be— 
ſtand der wirtjchaftlich Aktiven, der Inbegriff aljo der 
zur Gütererzeugung Leiſtungsfähigen iſt aber keineswegs 
gleichartig, jondern in ſehr verjchtedenartiger Weiſe zur 
Verwirklichung diefer Beteiligung ausgerüjtet. Nach Maß— 
gabe diefer Ausrüftung ergeben ſich Unterfchtede in Der 
Verpflichtung der einzelnen bei der Produktion mitwirken: 
den wirtfchaftlichen Gruppen, die andererfeits nach Maß: 
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gabe ihrer verjchtedenartigen Anteilnahme an der Broduftion 
auch in verjchtedenartiger Weiſe zur Anteilnahme an den 
Broduftionserfolgen berufen find. Eine Unterfuchung über 
das Walten der Bflicht bei dem Produktionsprozeß muß 
fi) die Aufgabe ftellen, die Ausgejtaltung des ſozial 
Gebotenen für die vorerwähnten verjchtedenen bei der - 
Produktion eingreifenden Schichten der wirtſchaftlich Ak— 
tiven zu erfaſſen. Die Löfung der Aufgabe führt zur 
Formulierung der Pflicht bei der Gütererzeugung, wie 
fie jich nach Maßgabe der thatfächlichen hiſtoriſchen Ent- 
wiclung unferes gefamten Kulturzuitandes daritellt, 

Bei dieſer Auffaffung erſcheint ung die wirtjchaft- 
liche Pflicht der Gütererzeugung als die DVerpflichtung 
der für Produktionszwecke KLeijtungsfähigen zu ange: 
mejjenem Mitwirken und BZufammenwirken nah Maß— 
gabe der Stellung im Produktionsprozeſſe, welche Ge— 
burt und Gejtaltung des individuellen Lebensgangs dem 
Einzelnen anmweifen. 

Daß dieſe Stellung des Einzelnen thatjächlich ungleich, 
jehr ungleich ift und daß danach die Produftionspflicht 
einen jehr verjchiedenen Charakter trägt, tft mit dem Weſen 
unferev ganzen Kulturentwidlung, dem wir alle unjere 
Kulturerrungenfchaften zu verdanken haben, notwendig ver- 
bunden. Gegenüber einer an unrechter Stelle verfuchten 
Hervorkehrung der „Sleichheit” ijt gelegentlich die Betonung 
der in gewiſſen Beziehungen notwendigen „Ungleichheit“ 
— oder wenn man e8 moderner ausdrüden will „Differen- 
zierung” — jo insbefondere hier bei der Frage der Stellung 
im PBroduftionsprozeß, unerläßlich. Der joziale Grundge- 
danke, deſſen notwendige Konfequenz auch auf dem Boden 
grundfäßlicher perfönlicher Gleichberechtigung aller Gefell- 
ihaftsgliever die wirtjchaftliche Ungleichheit 5 jet bier 
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nur furz angedeutet. Vorausſetzung einer reichen und 
mannigfaltigen Kulturentwiclung tft die vielgegliederte Ab— 
ftufung der einzelnen Schichten und Gruppen der Ge- 
jellfchaft in foztaler Hinficht und namentlich in wirtjchaft- 
licher Botenz. In dieſe fo abgeftuften Schichten und Gruppen 
ergießt ſich zunächit der jeweilige menschliche Nachwuchs, 
und zwar durchweg nach Maßgabe feiner Geburtsverhält- 
niffe in Geftalt der paſſiven Zugehörigkeit des Einzelnen 
zu den hiſtoriſch gewordenen Berufs- und Wohlitand3- 
Schichten. Das verfühnende Korrelat zu der Härte der 
Auffaffung, die man darin erblicken fünnte, daß zunächit 
der Thatjache der Geburt eine jo ausjchlaggebende Bedeu- 
tung zufällt, liegt darin, daß gerade die joziale Differen- 
zierung — und nur fie allein — die Möglichkeit bietet, daß 
der ehrlich Ningende in der Ausgeſtaltung jeines Leben3- 
ganges aus tieferer zu höherer Schicht aufzufteigen vermag 
und daß umgekehrt dem Höheritehenden die Gefahr des 
Verſinkens in die Tiefe droht. 

Stellt man ſich gegenüber der differenzierten Kultur: 
gejellfchaft, die allein eine reichhaltige Ausgeftaltung ver: 
ſchiedener Bedürfniskreiſe eumöglicht, einen Zuftand allfettiger 
abjoluter Nivellierung in Beſitz, Willen und Können vor, 
jo wird man darin eine Welt erkennen, aus der zu fliehen 
das einzig Wünfchenswerte wäre. 

Wenn fo die joziale Notwendigkeit der Differenzierung 
als Kulturnotwendigfeit zu betonen tft, jo folgt daraus 
feineswegs — zur Verhütung von Mißveritändnifjen muß 
ich Dies bemerfen —, daß jede einzelne hiſtoriſch gewordene 
Differenzierung ſolcher Art als ein Ideal folder Gejtaltung 
anzufehen ſei. Es iſt nicht bloß denkbar, jondern Die 
Wirtjchaftsitatijtit fängt auch) an, Belege dafür zu bieten, 
daß die Wohlitandsfchichtungen einzelne ungefunde Ent: 
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wiclungen zeigen können, ſei e8 in fonzentrierter Anhäu— 
fung von Vermögen und Einkommen bei einer Kleinen 
Minorität, ſei es in allzumeit verbreiteter Befißlofigfeit 
breiter Schichten, namentlich auf dem Gebiet des Boden- 
bejißes. Gerade folche Mißgeſtaltungen find es, welche 
die vorurteilsfreie Erkenntnis des gleichwohl richtigen Grund— 
prinzips der wirtjchaftlichen Differenzierung erſchweren. 
Gleiches gilt von dem jtörenden Einfluß der wirtjchaftlich- 
pathologischen Erjcheinungen, die wejentliche Veränderung 
der Sozialen Schichtung auf anderem Wege al3 auf dem 
Wege erfolgreichen Emporftrebens oder verdienten Nieder— 
gangs erjehen lajjen. Der Konjunfturengewinn, der den 
Befiger einer über Nacht im Wert gejtiegenen Sache über 
Nacht zum reichen Mann gemacht hat, iſt dafür ein zu— 
treffendes Beiſpiel. Die Thatjache folcher Bereicherung 
muß als Konjequenz des Eigentums hingenommen werden; 
e3 braucht dies aber vom jittlichen Standpunkt aus. nicht 
gerade mit freudiger Begetjterung zu gejchehen ; im Gegen— 
teil: eine etwas andere Behandlung jolcher, als des jelbit 
errungenen wirtfchaftlichen Fortſchritts ift wohl am Pla. 
Verwandt und Doch wieder wejentlich anders liegen wirt- 
Schaftliche Verjchtebungen, die fich Durch außermwirtichaftliches 
Treiben der Beteiligten in Geſtalt tief eingreifender Spiel: 
gewinne und Spielverlufte ergeben. Es wird uns jchwer, 
das Vorrücken des glücklichen Spielers in eine höhere wirt- 
ſchaftliche Schicht genehm zu halten; der Trojt, daß er ver- 
mutlich nicht lange auf der Höhe bleibt, ſondern bald verfinft, 
genügt unferem fittlichen Empfinden nicht. Bei der Er- 
örterung der Pflicht auf dem Gebiete der Güterverteilung 
joll unten auf diefe Frage in Kürze eingegangen werden. 

Diefe Mißgeftaltungen in der wirtfchaftlichen Differen- 
zierung mußten erwähnt werden, um daran die Mahnung 
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zu fnüpfen, über derjelben die namhafte Kulturwirkung der 
Wohlſtandsabſtufung nicht zu vergejjen. 

Kehren wir nun zur Hauptfrage, die uns weiter be- 
ſchäftigen foll, zurüd. 

&3 handelt fich Darum, fejtzuftellen, wie ji) im Pro— 
duktionsprozeß die VBflicht der Mitwirkung bei dieſem Prozeß 
nach Maßgabe der Poſition der daran Beteiligten gejtaltet. 
Dieſe Poſition kann jein die des verantwortlichen Unter: 
nehmer3 oder desjenigen, der nur Elemente oder Faktoren 
der Produktion beibringt, nämlich Boden, Kapital, Arbeit. 

Die wirtjchaftlichen Pflichten diejer vier Hauptgruppen 
der an der Produktion Beteiligten müſſen wir uns näher 
betrachten. 

Die maßgebende Verantwortung dafür, daß überhaupt 
Produktion und daß fie in möglichit angemefjener Aus— 
Dehnung und Geftaltung jtattfinde, trifft den Unternehmer, 
d. h. diejenige Inſtanz, welche die zur Crreichung des 
Produftionserfolgs erforderliche Bereinigung der Broduf- 
tionselemente unter Uebernahme des Riſiko eines Mißerfolgs 
bemwerfitelligt. Dieje Inſtanz können einzelne phyſiſche Ber: 
jonen, oder nichtphyfische Perſonen fein. 

Es wäre durchaus verfehlt anzunehmen, die Geſamt— 
heit der Produzenten habe nur ein Broduftionsvecht, nicht 
aber eine Produktionspflicht. In der Hauptjache ift dieſe 
allerdings nur eine moralische, wenn auch Nechtszwang zum 
produzieren nicht nur bei der produftiven Thätigfeit der 
Gemeinweſen, jondern in einzelnen Fällen auch bei der 
privaten Thätigkeit plaß greift. Ich erinnere hiezu an 
die Sonderbeitimmungen des älteren und zum Teil auch 
noch des neueren Bergrechts über den Betriebszwang. 

In der Hauptjache aber ijt, wie erwähnt, die Pro— 
duftionspflicht der Gruppe der Unternehmer eine mo- 
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ralifche, wober — was fogleich bemerft jet — Das was 
fittliches Poſtulat tft, zugleich ducch das ökonomische Einzel- 
interefje der Beteiligten mächtige Förderung findet. Dieje 
Gruppe von Perſonen, welche die Wroduftionselemente, 
jeien e3 eigene oder fremde, vereinigen, um mit deren Hilfe 
Dienftleiftungen zu geftalten oder fertige Waren für end- 
gültigen Berbrauch oder für weitere Broduftion herzuftellen, 
entjcheidet in maßgebender Weife über die gefamte Pro— 
duftion. In der Hauptjache greift fie freithätig, wenn auch 
ſtark gebunden durch berufliche Tradition und die Eignung 
eines gegebenen Gebiets für beitimmte Produktion ein. 
Kein Gefeß befiehlt den Bodenanbau, feines die induftrtelle 
Produktion irgend welcher Art. Indem Alle, die damit 
ſich bejchäftigen, wirtjchaftliche Sonderzwece verfolgen, 
erfüllen fie — gemwiffermaßen als die wichtigjten volfswirt- 
jchaftlichen Beamten im Ehrenamt — zugleich eine wirt: 
Schaftliche Pflicht. Intereſſe wie Vflicht erſtrecken fich dabei 
ſowohl auf die Thatfache der Produktion an jich, wie auch 
auf die Gejtaltung ihrer Ausdehnung. Gerade in der 
leßteren Hinficht wird das Weſen und die Möglichkeit 
der wirtichaftlichen Pflichtverlegung am leichtejten erfennbar. 
Darüber, daß die zu Unternehmern Berufenen nicht pro- 
duzieren wollen, iſt jelten zu klagen, eher über das 
Gegenteil. Doch fommt auch das erjtere vor ; ich erinnere 
3. B. an das ſizilianiſche Agrarproblem, bei dem die Frage 
der Extrabeſteuerung nicht angebauten Landes eine Wolle 
jptelt. Bei der PBroduftionsausdehnung aber kann in 
ftarfem Maße eine Verlegung der wirtfchaftlichen Pflichten 
gegen die Gejamtheit eintreten. Sch nenne zwei Fälle, 
ohne bei diefem Anlafje in deren Sonderbetrachtung ein- 
treten zu fünnen, nämlich: unregelmäßige ſtoßweiſe Pro— 
duftions-Mebertreibung und Einfchränfung — rüdfichtslofe 


Ausgeſtaltung einer ins Ungemeſſene gehenden Produktions— 
und Handelsthätigkeit einer einzelnen Unternehmung, und 
zwar in der Art, daß der Groß- oder Koloſſalbetrieb zu— 
gleich zielbewußt die Bernichtung zahlreicher Mittel- oder 
Kleinbetriebe exjtrebt. Die anderweitige auf Fortjchritte 
der Technik bedingte Großentwiclung gewiſſer mit dem 
Kleinbetrieb überhaupt nicht fonkurrierender Betriebe unter- 
liegt nicht folcher Beurteilung. 

Unſere Gejellfhaftsordnung beruht zum guten Teil 
auf der Anheimgabe des Brodukftionsentjchluffes an den 
durch ftaatliche Zwangsgewalt nicht beinflußten Broduf- 
ttonswillen des Einzelnen. Se verwicdelter die Wirtſchafts— 
und insbejondere die Berfehrsverhältnifie werden, um jo 
größer wird die Verantwortung all der Freimilligen, auf 
deren Intereſſen die Broduftionsgeftaltung ſich aufbaut, 
und die damit zugleich wichtige ökonomische Vilichten gegen 
die Gejellfchaft erfüllen. Hier wird es dann vielfach zur 
wirtjchaftlichen Bilicht, perjönliche ſubjektive Willfür einer 
geordneten Geſamterfaſſung einer gegebenen Produktions— 
aufgabe unterzuordnen. Solche Aufgabe fann ein in den 
Grenzen mwirtfchaftlicher Pflichtempfindung vexrbleibendes 
Kartell löſen — greift es über diefe moralische. Schrante 
hinaus, wird es im Ning ein Mittel zielbewußter Ausbeu- 
tung des Publikums, fo jtellt es ein Beiſpiel fittlichen 
Defeft3 auf wirtichaftlihem Gebiete dar. 

Befondere Pflichten erwachſen dem Unternehmer gegen- 
über der menschlichen Arbeitskraft, die er in den Dienft 
der Unternehmung ftellt. Hier iſt der Kreis der Unter- 
nehmerpflichten ein jo deutlich exfichtbarer, daß ein gutes 
Stück davon aus dem Rahmen bloß moralifcher Verpflich- 
tung ‚herausgehoben und in Rechtsform Eriftalliftert iſt als 
Arbeiterſchutz- und Arbeiterverficherungs-Gejeggebung. Aber 
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nicht bloß gegenüber der Arbeit, auch gegenüber dem na— 
tionalen Boden erwachjen dem Unternehmertum wirtjchaft- 
liche Pflichten. Das Erſte und Bedeutendfte, was in einer 
nationalen Wirtſchaft erſtrebt werden muß, iſt volle in— 
tenfive Nutzbarmachung der Kräfte und Schätze des Bo— 
dend. Die heimifche Bodenbebauung und der heimijche 
Bergbau nehmen deshalb im Wirtjchaftsgetriebe eine her- 
vorragende Stelle ein, und wenn äußere Verhältniſſe dieje 
Produktion ungünftig beeinfluffen, erſcheint e3 geboten, Die 
moraliihe Berpflichtung zur heimifchen Bodenkultur durch 
angemefjene Zoll- und Handelsgefeggebung zu Fräftigen. 

Betrachten wir uns nun weiter die Art der wirtichaft- 
lichen Pflicht bei den Gruppen jener PBerfonen, die nicht 
fertige Waren (und genußbereite Dienitleiftungen) heritellen, 
jondern nur einzelne Elemente der Produktion für Die 
dDiefe zur Verfügung ftellen. Daber können fie außer der 
Derfügung über das Produftionselement auch zugleich Die 
Unternehmer fein, die es verwerten — oder die Perſon 
des Unternehmers kann eine fremde fein. Es ijt Klar, daß 
die Sonderitellung diefer Gruppen der Befiger von Pro— 
duftiongelementen in dem leßteren Fall viel deutlicher er— 
jichtbar wird, als bei der Vermengung des Produktions— 
element-Befiges mit der Unternehmung jelbit. 

Unter den Befigern der Broduftionselemente fommen 
zuerſt in Betracht die Bodenbefiger. Im Boden fon- 
zentriert fih das Maß des Beitrags, den die Natur für 
die Erjtellung eines gegebenen Produkts leiſtet. Zu jeder 
Produktion iſt eine gewifje Verfügung über den Boden 
und das, was mit ihm zufammenhängt, nötig; bei der 
Landwirtſchaft tritt dieſes Moment jehr ftark, bei der In— 
duftrie Schwächen hervor. Wirtjchaftliches Poſtulat it, daß 
der Bodenbefiger feinen Beſitz der nationalen Produktion 
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zugänglich mache, ſei es, daß er ſelbſt als Unternehmer 
dies thut, ſei es, daß er ihn einem fremden Unternehmer 
überläßt. Daß der Bodenbeſitzer wirklich ſo handle, dazu 
treibt ihn im allgemeinen eigenes wirtſchaftliches Sonder— 
intereſſe, und ſo erfüllt er vielfach unbewußt zugleich ſeine 
wirtſchaftliche Pflicht. Freilich iſt dieſer nicht damit allein Ge— 
nüge gethan, daß der Boden überhaupt benutzt wird, er ſoll 
auch möglichſt gut im Intereſſe quantitativ und qualitativ 
beſter Gefamtproduftion benüßt werden. Gegen dieje wirt- 
Ichaftliche Vflicht wird gerade auf dem Gebiete des Landbau's 
noch viel veritoßen, wenn auch nicht zu läugnen iſt, daß 
gerade in der jüngiten Zeit darin erhebliche Beſſerung auch 
in deutjchen Landen fich zeigt. Die ſchlimmſte Verfehlung 
gegen die wirtjchaftliche Pflicht des Bodenbefigers Liegt 
dann vor, wenn in einer über daS Maß eines berechtigten 
Luxus hinausgehenden Weife Boden, der zu intenfiver 
Produktion geeignet tft, nur extenfiv oder fait gar nicht 
wirtjchaftlich genügt wird, wie es bei dem Heberwuchern 
einer trrationellen Yatifundienwirtjchaft oder bei Ummand- 
(ung fruchtbaren Bodens in Jagdgründe gelegentlich als 
pathologische Erſcheinung einer gegebenen Volkswirtſchaft 
beobachtet werden kann. 

Die moralifche DBerpflichtung des Bodenbefiters zu 
angemefjener wirtjchaftlicher Ntußbarmachung des Bodens iſt 
— das vergefje man nicht — das angemefjene ſoziale Korre— 
lat zu einem Nechtsprinzip, das eine von den Säulen unferer 
GSefellichaftsordnung darftellt, nämlich zur Anerkennung 
des Brivateigentums am Grund und Boden. 

Des Kapitals mejentliche Funktion iſt es, durch 
jeine Mitwirfung den PBroduftionsprozeß zu erleichtern, 
gegebenenfalls überhaupt erſt zu ermöglichen und erfolg: 
reicher zu geſtalten. Es ftellt vecht eigentlich die Kriftalli- 


A 


jatton der Rulturentwiclung der ganzen vorhergegangenen 
Hgeit in ihrem Nutzeffekt für die Wirtfchaftsforge der Gegen- 
wart dar. Des Kapitaliften wirtſchaftliche Pflicht iſt Die 
Zuwendung des verfügbaren Kapitals an den Produktions— 
prozeß, ſei es in eigener, jei e3 in fremder Unternehmung. 
Im allgemeinen trifft hier die wirtfchaftliche Pflicht mit 
dem wirtjchaftlichen Intereſſe und zwar in ſehr ausge- 
jprochener Weije zufammen. Alles verfügbare Kapital pflegt 
nach Verwendung im Produktionsprozeß — möge folche 
nun direkt oder indireft eintreten — zu ſchreien. Die in- 
duftrielle Betriebsanlage heiſcht, falls fie den urjprünglichen 
Unternehmer verloren, einen neuen und das flüffige Geld— 
fapital ijt mit befannter Gewandtheit auf der Suche nad) 
nußbringender DBeranlagung. Dem gegenüber fpielt der 
Strumpf der vergangenen Zeiten, in welchem die Fapita= 
fifierten Erxiparniffe eines Lebens anlagelos aufbewahrt 
werden, nur eine geringfügige Rolle. Dafür aljo, daß 
das Kapital überhaupt der Produktion dienjtbar gemacht 
werde, find bejondere Anjtrengungen der organtfierten Ge- 
 Sellfchaft in der Nichtung der Zwangsausübung auf den 
Einzelnen nicht nötig, während allerdings die Ausgejtaltung 
der befonderen Einrichtungen des Geld- und Kreditverfehrs 
reichen Anlaß für Normen des bürgerlichen wie des öffent- 
lichen Nechts gibt. 

Ein weites Feld wirtjchaftlicher Pflichten, die ihrer— 
jeit3 nur zum Teil in Nechtsnormen gebannt find, in der 
Hauptjache aber auf dem Gebiete des fittlichen Empfindens 
erwachjen, ergibt fi), wenn die Frage aufgeworfen wird, 
nicht bloß Daß, jondern weiter wie und wo das Kapital 
dem Produktionsprozeß Ddienjtbar gemacht wird. Die Ber 
dingungen, unter denen der Kapitalift einem Andern Die 
Kapitalnugung überläßt, find im allgemeinen dem freien 


Vebereinfommen beider überlafjen; daß aber dabet fittliche 
Pflichten verlegt werden können, erjehen wir daraus, daß 
zu allen Beiten das Bedürfnis einer rechtlichen Formulie- 
rung gewiſſer Schranken bejtehbt, möge dies nun techniſch 
als Maximal-Zinsſatz oder als Verbot und Beitrafung der 
Bewucherung verwirklicht werden. Aber auch da, wo der 
in diefen Dingen immer unbeholfene Gejebgeber mit dem 
jehweren Arm der Nechtsfabung nicht hinzulangen vermag, 
verbleibt noch ein ergtebiges Gebiet fittlicher Verpflichtung. 
Die Erwägungen, die hier einfchlagen, treffen in erheb— 
fihem Maße mit jenen zufammen, die bei der Charafte- 
riſierung der Unternehmerpflicht zu erwähnen waren. Dies 
ergiebt ich daraus, daß in der entwickelten Bolkswirtjchaft, 
die man darum — etwas zu einfeitig — die Fapitaliftifche 
zu nennen pflegt, der verfügbare Kapitalbeitand vielfach 
der wirkſame Erreger für das Neifen eines bejtimmten 
Unternehmungs-Entſchluſſes, namentlich) auf dem Gebiet 
der Induſtrie und des Handels wird. Dieje Fapitaliftische 
Unternehmungszeugung kann ebenfo fürdernd wie jchäpdt- 
gend auf eine gegebene Bolkswirtjchaft wirken. Werden 
dadurch neue wirtjchaftliche Kräfte, die bisher latent waren, 
entwicelt — dann tit der Kapttalismus von jegensreicher 
Wirkung. Fährt er aber wie ein jchädigendes Elementar- 
ereignis zerjtörend in eine friedliche Gruppe wirtfchaftlicher 
Organtfationen, die bisher den Zwecken der nationalen 
Produktion in ſachgemäßer Weiſe gedient haben, dann fann 
er zum Schaden werden, und zwar nicht bloß vorüber: 
gehend, Jondern dauernd. Darum gibt es auch hier Grenzen 
des fittlich Zuläffigen, und werden dieje überjchritten, dann 
kann und Darf die gefejtigte gemeine Heberzeugung von der 
überwiegenden Schädlichkeit einer technisch und ökonomiſch 
vielleicht fortgefchrittenen Geftaltung zum Berfuch heilfamer 
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Eindämmung folder Strömung duch den Drud auf die 
öffentliche Meinung und äußerſten Falls auch mitteljt der 
Klinke der Gejeßgebung führen. Der wirtjchaftspolitischen 
und der Steuergefeggebung erwachjen hier manntgfaltige 
Aufgaben, deren Urgrund in dem Durchdringen einer ge- 
meinen Ueberzeugung von den fittlichen Pflichten auch der 
Kapitalwidmung für produktive Zwecke tft. 

Ein furzes Wort erheifcht vom Standpunkt der na= 
tionalen Wirtfchaft aus noch die Frage, wo das Kapital 
zur wirtſchaftlichen Nutzbarmachung zur Verfügung gejtellt 
wird. Dem ausgefprochenen Freihändler, dem reinen Welt- 
wirtſchaftler iſt dieſe Frage überhaupt unverjtändlih. Ihm 
iſt wie alles in wirtſchaftlichen Dingen, ſo auch das Ka— 
pital, durchaus international und wird es deshalb da, wo 
es den höchſten Ertrag verſpricht, am zweckmäßigſten an— 
gelegt, ſei es im Inland, ſei es im Ausland. Das ethiſche 
Urteil lautet anders; es ſtatuiert eine ſittliche Pflicht in 
zweierlei Richtung. Negativ erſcheint es tadelnswert, hei— 
miſches Kapital einem ausländiſchen Erwerbszweig zur Ver— 
fügung zu ſtellen, der einen Zweig unſerer nationalen Pro— 
duktion bekämpft. Und poſitiv erſcheint es als Ehren— 
pflicht zumal der kapitalkräftigſten Kreiſe des Vaterlands, 
dieſe Kraft in den Dienſt der heimiſchen Produktion in 
Landwirtſchaft, Induſtrie, Handel und Verkehr zu ſtellen. 
Eine Extrapflicht wirtſchaftlicher Art, die auf dem Boden 
nationalen Empfindens ſich aufbaut, iſt dabei die Förde— 
rung von Produktion und Verkehr in dem Kolonialgebiete 
des Vaterlandes und die thatkräftige kapitaliſtiſche Unter— 
ſtützung aller Beſtrebungen, die darauf gerichtet ſind, die 
wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem Mutterland und 
den Schutzgebieten fortdauernd reichlicher und inniger zu 
geſtalten. Freilich macht es die bereits erwähnte Beweg— 


fichfeit des flüffigen Kapital ganz bejonders jchwierig, 
dieſem fittlichen Empfinden unmittelbar autoritäre Kräf- 
tigung zu verleihen. Mittelbar kann durch gute Ausge— 
jtaltung der nationalen Schußgejeßgebung und der Kolo— 
nialgejeggebung immerhin Exhebliches auch in dieſer Rich— 
tung erzielt werden, wenn auch dabei die fittliche Pflicht 
in der Hauptjache auf den Krücden wirtjchaftlichen In— 
tereſſes ihren Einzug hält. 

Die Ausgejtaltung des Nechtes dev Arbeit gehört 
zu den wichtigiten Errungenschaften der neuzeitlichen Sozial: 
politif. Volle grundfägliche Gleichberechtigung des Arbeit- 
gebers und des Arbeitnehmers beim Arbeitsvertrag und 
dazu die bejondere Stärkung des gleichwohl thatfächlich 
Ihmwächeren Kontrahenten durch den ſorgſam bemefjenen 
jtaatlichen Arbeiterfhug, das find die Grundlagen des 
heutigen Rechts der Arbeit. Hier wenden wir uns von 
der Frage des Rechts der Arbeit zur Frage der wirt: 
Schaftlichen Pflicht der Arbeit als Desjenigen Elements 
der Produktion, das zwar für fich allein nur ein Stück 
zum PBroduftionserfolg und Produktionswert zu liefern ver- 
mag — gleich dem Boden und dem Kapital — das aber 
doch ob der Eigenart jenes Wejens als Widmung leben- 
diger Menjchenkraft für den Produktionsprozeß hervor- 
vagende Bedeutung gerade vom Standpunkt fittlicher Er— 
wägungen gewinnt. 

Dabet tft es vor allem geboten, das Wejen der Arbeit 
als PBroduftionselement, mit der wir e8 des Weiteren 
zu thun haben, genauer zu umfchreiben. Es handelt fich 
hier nicht um Arbeitsbethätigung, die fombiniert mit eigener 
Unternehmer und Kapitalifteneigenfchaft ein Gut Tiefert, 
das als Außerlich greifbares Sachgut, oder auch al3 
perfönliche Dienitleiftung mit überwiegender Arbeitsbe— 
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thätigung ſich ung darſtellt. Solche Selbjtarbeit des Unter- 
nehmers, die bei perjönlichen Dienjtleiftungen, in gewiſſem 
Maße, namentlich im Kleinbetrieb, auch bei der Heritellung 
der Sachgüter vorfommt, iſt hier nicht in Frage. 

Hier wollen wir ins Auge faſſen das verjelbitändigte 
Element Arbeit, das als folches unverbunden mit Unter- 
nehmer oder Kapitalijtenelementen, für die Heritellung 
eines Produkts einem Unternehmer zur Berfügung geitellt 
und von diefem verwendet wird. Am Flarjten tritt dieſe 
potenzierte Form der Arbeit in der Lohnarbeit zu Tage, 
bei welcher der Arbeitende in der Hauptjache vom wirt: 
Ichaftlichen Schielfal der Unternehmung vollfommen los— 
gelöjt und vorab für die Darbietung bejtimmter Arbeits- 
leiſtung im Lohn entjchädiat tft. 

Zur Klarftellung der wirtjchaftlichen Funktion und 
Pflicht der Arbeit muß vor allem eine jcheinbar nur theo- 
retiſche, thatjächlich aber auch praftifch ſehr bedeutſame 
Feitjtellung gemacht werden. Das Broduktionselement Ar— 
beit, von dem wir bier ſprechen, iſt ein für ſich felbit, los— 
gelöſt vom Broduktionsprozeß, nicht brauchbares Gut; 
die Arbeit dieſer Art ift nur Broduftionselement, ſie tit 
feine genußbereite Leiftung und namentlich feine fertige Ware, 
wie ſie nur als Endergebnis eines Produktionsprozeſſes 
mitteljt Berbindung von Boden, Kapital und Arbeit durch die 
Unternehmung gewonnen wird. Die Hammerjchläge, Die 
auf das glühende Eifen fallen, find feine für ſich nu&bare 
Ware, fie find nur bedeutfam in ihrer technifchen Ein- 
gliederung in den gefamten Produktionsprozeß, innerhalb 
deſſen fte fallen. 

&3 muß deshalb gegen die mehr und mehr um fich 
greifende Bezeichnung der Arbeit als „Ware“ Einſpruch 
erhoben werden. Arbeit ift feine Ware; denn Ware er- 
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giebt fich erjt aus der Kombination der Broduftionselemente, 
von denen die Arbeit eines tft, Durch die Unternehmung. 
Zu welcher Verwirrung der elementaren Begriffe der Na— 
tionalöfonomie e3 führt, wenn man die „Ware Arbeit‘ 
als Waffe im foztalpolitifchen Kampfe benügt, kann man 
aus des Kollegen Brentano jüngjt in der Sozialen Praxis 
erichienenen Auffägen erſehen, die gefammelt und erweitert 
al3 die Brochüre: „Neaktion oder Reform? Gegen die 
Zuchthausvorlage !"*) vor uns liegen. Brentano fann für 
jeine Theorie von dem „Produkt“ und der „Ware“ Arbeit 
nur dadurch Bahn fchaffen, daß er vorher in dem „Was 
heißt Nationale Arbeit” überjchriebenen Abfchnitt die natio- 
nalöfonomifche Lehre von den Broduftionsbedingungen, den 
Produktionsfaktoren und der Unternehmung fraus über 
den Haufen wirft. Da iſt einmal überhaupt nur der 
„menschliche Geiſt“ der einzige Produktionsfaktor — jonft 
joll e8 feinen geben; dann tjt wieder der Unternehmer der 
einzige Produktionsfaktor; bis dann jchließlich, nachdem der 
wahre Unternehmer im Produktionsprozeß wie er der 
Nationalökonomie al3 Bereiniger der Broduftions-Elemente 
oder Faktoren feititeht, ſanft bei Seite gejchoben ift, ein 
anderer „Unternehmer auf den Schild erhoben wird. Dies 
it der Arbeiter; ihn follen wir als einen „Unter: 
nehmer von Arxbeitsleiftungen” anjehen. Die Behauptung 
Brentano’3, daß Der Arbeiter ein Unternehmer jei, 
fann in einer kleinen Zahl von Fällen zutreffen, nämlich 
dann, wenn der Arbeitende in feiner Arbeitsleiftung ein 
fertiges genußbereites Gut auf eigene Rechnung und Gefahr 
darbietet. Das tft aber gerade bei den Millionen der Arbeiter: 
maſſen, um die es fich eigentlich Handelt, durchaus nicht der Fall. 





1) Berlin-Schöneberg, Verlag der „Hilfe“ (Zr. Naumann) 1899. 


Alle diefe Arbeiter find feine Unternehmer — fie haben 
fein Riſiko eigener Produktion — fondern fie bringen zu 
fremder Produktion nur das eine Produktionselement 
Arbeit. Die Brentano’sche Auffaffung beruht meines Er: 
achten im le&ten Grund auf einer unhaltbaren Borftellung 
von der Bedeutung und dem Weſen des menschlichen Lebens. 
Wenn man fich ernithaft vorjtellen joll, daß die Arbeit 
Produkt, vom Arbeiter erzeugte Ware als Endglied eines 
Produktionsprozeſſes tit, jo muß man jagen: Ihr irrt, 
wenn Ihr meint, Ihr habt da einen wirklichen Menfchen 
mit der ganzen Fülle der Lebenszwede eines folchen vor 
Euch; was Ihr ſeht, das tft eine maschinelle Vorrichtung, 
welche von dem Unternehmer, der zugleich in dieſer majfchinellen 
Vorrichtung felbit fein ganzes Daſein verkörpert, mit Speife 
und Trank geheizt wird, und welche die entweder jofort 
zu verzehrende oder für alle Zeit verlorene Ware Arbeit 
als Endprodukt liefert. ES würde einer folchen meines 
Erachtens mit den Grundauffaffungen vom Menjchenleben 
ſchwer zu vereinbarenden Borftellung entjprechen, wenn 
man daraus vom Unternehmerftandpunft aus konſequent 
die Folgen zöge: Nentiert ſich die Broduftion der Ware 
Arbeit nicht, dann bleibe eben die Mafchine ungeheizt! 
Nicht jo liegt Die Sache, wie es eine Derartige nationalöfo- 
nomische Konſtruktion ergtebt, jondern — wie oben bereit her— 
vorgehoben — der Menſch exiftiert und lebt zuerft als 
Menſch im vollen und ganzen Sinne des Wortes, nicht als 
majchinelle Vorrichtung zur Erzeugung von Arbeit, möge er 
num nach feiner individuellen hiſtoriſchen Poſition zur Be— 
Ihaffung der Güter des Lebens eigener Arbeitsbethätigung 
nicht bedürfen, oder möge er darauf angewiesen fein, zu arbei- 
ten. Sit leßteres der Fall, dann iſt die Arbeitskraft, die er dar— 
bietet, nicht Produkt feiner wirtjchaftlichen Spekulation, fon- 
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dern die Darbietung der Arbeitskraft iſt eine Folge der Pflicht 
der Lebenserhaltung und Lebensfräftigung, die er vorab um 
ihrer ſelbſt willen, nicht um ihrer wirtfchaftlichen Nutzbar— 
feit wegen erſtrebt. Wenn er dann als Lohnarbeiter zur 
Deckung feines Bedarfs Arbeitsleiftungen für fremde Unter- 
nehmung verkauft, jo wird er, wenn ihn nicht die Aneignung 
einer auf ferne Betetligung an der Produktion nicht zu— 
treffenden theoretischen Begriffsfeititellung des Unternehmers 
Daran verhindert, bei nüchterner Betrachtung der Berhältntife 
jelbjt fich dabet befcheiden, daß nicht ev ein Unternehmer tft, 
fondern Jener, der feine Arbeit Fauft. 

Diefe ganze Frage it nicht bloß ein Brofefjorenftreit 
über wichtige Fragen der theoretifchen Nationalökonomie; 
fie hat auch eine überaus praktische Bedeutung. Wir jehen, 
welch großen Einfluß im heutigen Sozialismus die Kunſt der 
Dialektik zu äußern vermag. Das Evangelium der Sozial: 
demofratie, das Kapital von Marz, iſt tro& des ſchweren 
Standes, den e3 gegenüber der thatjächlichen Entwiclung 
de3 modernen Wirtjchaftslebens hat, dafür ein jehlagender 
Beweis. So liegt auch hier die Sache. Zunächſt hat es 
ja gewiß nur theoretifche Bedeutung, wenn man dem Ar- 
beiter, vermutlich zu jeiner eigenen Ueberrajchung jagt: 
Auch du bift ein Unternehmer! Allmählih wird er und 
um fo ſchneller, je mehr er in der Maſſe ſich befindet, 
anfangen, das was ihm fo fuggeriert tit, ſelbſt zu glauben, 
und ſich nicht mehr al3 den Gehilfen des Unternehmers 
jondern ſelbſt als Unternehmer zu fühlen. Und Dieje 
Verſchiebung der thatjächlichen Stellung, welche Unter: 
nehmer und Arbeiter beim PBroduftionsprozeß einnehmen, 
foll noch dazu dienen, den fozialen Frieden zu fördern ? 
Mir Scheint das Gegenteil richtiger; es verjtärkt nur den 
ohnedies Durch Die faljche Lehre von der Arbeit als ein- 
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ziger Wertquelle gezeitigten Größenwahn des Sozialismus, 
wenn man nun auch die Arbeitermafjen als Unternehmer: 
maſſen anspricht und fie damit auf das gleiche Niveau der 
maßgebenden Bedeutung für die Geſtaltung des Produk— 
tionsprozeſſes jtellt, wie die wirklichen wirtjchaftlichen Unter- 
nehmer. Eine ſolche Borftellung ift mit einer abgeklärten, 
die thatjächlichen Verhältniffe beim Broduftionsprozeß un- 
befangen würdigenden Beurteilung der Sittlichen Pflicht 
der Arbeit nicht vereinbar. Bringt die Arbeit nur ein 
Stück dejjen herbei, was zur Fertigitellung des wirtjchaft- 
lichen Produkts erforderlich iſt, jo exgiebt ſich als Grund- 
pflicht der Arbeit, die im Produftionsprozeß ſich anbietet, 
eine ſachgemäße Einreihung dieſes Elements in den durch) 
ven Unternehmer in maßgebender Weife ausgeitalteten Pro— 
duktionsprozeß. Gewiß tft nach unferen feititehenden Grund: 
ſätzen der Freiheit des Perſonenſtandes der Einzelne prinzi— 
piell frei in der Entſcheidung, ob er im einzelnen Fall jeine 
Arbeit einem gegebenen Broduftionsprozeß widmen will, und 
die ganze neuzeitliche Entwicklung mit der Erleichterung des 
allgemeinen Verkehrs und des befonderen Arbeitsnachweiſes 
zielt — und mit Recht — darauf ab, diefe prinzipielle Frei— 
heit auch praktisch immer bedeutfamer zu gejtalten. ber 
Grenzen diejer Freiheit gibt e8 doch. Wer nur von feiner 
Hände oder feines Geiſtes Arbeit zu leben vermag, hat die 
fittliche Berpflichtung, überhaupt zu arbeiten. Hat ex in der 
Erfüllung diefer Bilicht fi in den Produftionsprozeß als 
derjenige, dev über eines der Elemente dieſes Prozeſſes ver- 
fügt, eingefchoben, dann iſt es weiter feine Pflicht, ſich deſſen 
bewußt zu bleiben, daß jeine Arbeit nur eines von den 
Elementen iſt, das die Entjchetdung des Unternehmers 
in den Dienſt des Produktionsprozeſſes ftellt. Brentano 
meint, nur in der Zeit der perjönlichen Unfreiheit des Ar- 
v. Mayr, die Pflicht im Wirtfchaftsleben. 3 
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beiter8 fer diefer nichts als ein „Rädchen im Wirtfchafts- 
getriebe“ ſeines Herrn geweſen, heute nicht mehr. Das ift 
ein Irrtum; der „Herr im Sinn der feudalen Herrichafts- 
befugnijje über die Perſon des Arbeiter iſt weggefallen, 
aber ein „Rädchen im Wirtfchaftsgetriebe” — nunmehr 
des „Unternehmers“ ift er heute fogar mehr als je, und um 
jo mehr, je weiter Arbeitsteilung und Großbetrieb fort- 
geichritten find. ES iſt auch durchaus nicht unehrenhaft, 
ein jolches Rädchen in einem bedeutungsvollen Wirtjchafts- 
getriebe zu jein, und ebenjo wenig jchließt die perjönliche 
Freiheit Die Beziehungen jachgemäßer Unterordnung des 
Einen unter den Anderen — das Befehlen und das Ge- 
horchen — aus. Möchten doch Jene, die anderer Anficht 
find, jich genau überlegen, was Taufende von gemifjen- 
haften Geiftesarbeitern im Staats: und Kirchendienſt ge- 
vade nach dieſer Richtung als jelbitverjtändliche Notwendig— 
feit erachten. DVBon dem Momente des Treuebegriffs, der 
hier Befehlen und Gehorchen harmonisch verbindet, follte 
ein Tropfen auch auf die Beziehungen des Unternehmers 
und Arbeiters fallen. Und es fehlt gottlob auch nicht an 
Fällen im Heinen wie im großen Betrieb, in denen Dies 
in ausgedehnten Maße heute noch fich findet. Freilich 
hat dies auf den Beifall weder des ſozialiſtiſchen Agitators 
noch des theoretischen Befürworters permanenter Kampf: 
rüſtung der Arbeiter- und Unternehmerfoalitionen zu rechnen. 
Richtig iſt auch, daß es die wirklichen DVerhältniffe, wie 
namentlich der Großbetrieb fie gebracht hat, verfennen 
hieße, wollte man annehmen, es erwachje überall aus in- 
dividuellen Wechjelbeziehungen von Unternehmertum und 
Arbeit ein jolches Moment mwechjeljeitiger Treue, das ohne 
Kampf beiden beteiligten Parteien einen angemefjenen An— 
teil am Broduftionserfolg fihert. Es kommt wirklich dazu, 
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daß die faljchverftandenen Intereſſen auf der einen wie 
auf der andern Seite fich zufpigen und beide Parteien in 
Kampfesitellung rüden. Wie alsdann der Staat fich zu 
verhalten hat, davon joll nachher noch die Rede fein. 
Hier ijt aber vorab noch des verjchärfenden Einfluffes 
auf die Beziehungen von Unternehmer und Arbeiter zu ge 
denken, welcher allgemein, abgejehen von dem Anlaß, den 
hiezu einzelne ausbrechende Arbeitsſtreitigkeiten ergeben, 
aus der Ausgeitaltung des fozialiftifchen Ideenkreiſes fich 
ergiebt. Diejer beitimmt in breiten Schichten der arbei- 
tenden Bevölkerung die grundfägliche Auffafjung der Be— 
deutung des Faktors Arbeit im PBroduftionsprogeß und 
befördert die feindfelige Stellungnahme der Inhaber dieſes 
Produftionselementes gegen jene der übrigen Produktions— 
elemente und die Unternehmer, womit weiter zielbewußte 
Gegnerjchaft auch gegen den heutigen Kulturftaat fich ver: 
bindet; denn diefer ift ja der Schüßer der Nechtsordnung, 
auf welcher die Ausgeftaltung des gefamten Produktions— 
prozefjes der gegenwärtigen Wirtfchaftsordnung beruht. 
Ueber die Aufgabe, die aus diefer Sachlage dem Staat 
erwächit, nur ein furzes Wort. Soll er, der berufene 
Hüter des Nechts und der Ordnung, Gewehr bei Fuß zu— 
jehen, wie die ftaatsfeindliche Strömung fich entwidelt und 
durch politische Agitation unter weitgehender Heranztehung 
der Beihilfe wirtfchaftlicher Organifationen in immer weitere 
Kreije des Volks getragen wird? Mit dem Staatsgedanten, 
wie er — Gott jei Dank — gerade in Deutjchland aus- 
gebildet und verwirklicht it, fcheint mix dies ſchwer ver- 
einbar. Allerdings, wenn die Auffaffung vom Staat, die 
Brentano in der angeführten Schrift giebt, zutreffend wäre, 
dann müßte man bezweifeln, ob der Staat zur maßgebenden 
Stellungnahme über den Barteien und zu entjchetdendem 
3* 


Eingreifen im Intereſſe feiner Selbjterhaltung und damit 
zugleich im Kulturinterefje der Gejamtheit des Volkes be- 
rufen ſei. Brentano meint nämlich, die Vorjtellung von 
einer über den Parteien jtehenden Staatsgewalt fer ein 
fleifchlojes und blutleeres PVhantafiegebilde. Solche Auf- 
fafjung widerspricht meines Crachtens dem ganzen Beitand 
gefeftigter Meberzeugung Aller, die gerade in der Ver— 
wirklihung der über den Parteien ftehenden Staatsidee 
den ficherften Hort der Geſchicke des Baterlands erbliden. 
In meinem wechjelvollen Lebensgang habe ich doch auch 
manche Gelegenheit gehabt, Einblicke in Ziele und Abfichten 
deutjcher StaatSverwaltungen zu thun; in der Ueberzeugung 
aber bin ich nie erjcehüttert worden, daß es das ehrliche 
Streben diejer Verwaltungen tft, über den Barteien ftehend, 
des ganzen Volkes Wohl zu fördern. 

Dies zu betonen iſt in einer Beit ganz bejonders am 
Bla, in welcher der Staat auf jeinem eigenen Grund und 
Boden von eigenen in Maſſe verfammelten Landesfindern 
ſich einer rückſichtsloſen Behandlung und der unverfrorenen 
Diskuſſion über die Berechtigung feiner Exiſtenz wie auch 
der Erörterung der Sonderfrage ausgefeßt ſieht, ob es 
taftifch angemejjener jein wird, ihn langjam auf dem Wege 
einer zu dieſem Zwecke auszugeftaltenden Evolution oder rasch 
durch ſoziale Revolution verfchwinden zu laffen. Mir will 
es vorkommen, als habe das geduldige Stillehalten des 
Staats gegenüber folhen Vorgängen doch auch jeine zwei 
Seiten. Auf der einen Seite fteht die Erwägung, e3 fei 
bejjer, jolche Dinge würden öffentlich jtatt geheim im Wege 
der Verſchwörung erörtert. Auf der anderen Seite aber 
hat doch auch die Erwägung viel für fich, daß die Rück— 
jihtslofigfeit folder Erörterungen auf die breiten Mafjen, 
die davon durch das Ohr in der Volfsverfammlung oder 


durch das Auge in der Tagespreſſe Kenntnis nehmen, ab— 
ſtumpfend und den Volkscharakter verderbend einwirken 
muß. Welcher von dieſen Geſichtspunkten hat größere 
Bedeutung? Mir ſcheint, daß man in der opportuniſtiſchen 
Konzeſſion an den erſteren nicht ſoweit gehen darf, daß 
dadurch das Vertrauen des Staats auf ſich ſelbſt als er— 
ſchüttert daſteht. Der Staat hat nicht nur das Recht, 
ſondern auch die Pflicht, gegenüber der ſeine Exiſtenz be— 
drohenden Minierarbeit ſich ſeiner Haut zu wehren. Mit 
der Ausgeſtaltung ſtrafrechtlichen Schutzes allein iſt es 
allerdings nicht gethan, ſondern gerade gegenüber den 
theoretiſchen Angriffen auf die Staatsautorität iſt die 
ſtaatliche Aufgabe, mit allen Mitteln der Belehrung und 
Erziehung ſolchen Angriffen entgegenzuwirken, die vor— 
nehmſte. Immerhin aber bedingt die Schwere des Angriffs 
auch die Erwägung angemeſſenen ſtrafrechtlichen Schutzes 
der Staats- und Rechtsordnung. Dabei taucht in meiner 
Erinnerung die prinzipielle kriminalpolitiſche Erfaſſung 
dieſer Frage auf, wie ſie in unſerem — einer durchaus 
liberalen Strömung erwachſenen — bayeriſchen Strafge— 
ſetzbuch von 1861 enthalten war, und zwar nicht in Geſtalt 
eines Ausnahmegeſetzes, ſondern als gemeines Recht. Indem 
ich dies betone, bemerke ich, daß ich dem heute allerdings 
jehr beliebten Schlagwort: „Keine Ausnahmegeſetzgebung!“ 
nicht unbedingt beizuftimmen vermag; denn befondere Um- 
ftände können bejondere Gejegesnormen erfordern. ch 
fomme unten noch in Kürze auf diefen Punkt zurüd. Immer— 
hin aber iſt es, wie nun heute einmal die allgemeine po- 
litiſche Stimmung ift, ein günftiger Fall, wenn ein legis— 
latorifcher Gedanke fich nicht im Nahmen der Ausnahme: 
gejeßgebung bewegt. Und das ift hier der Fall. In den 
Bejtimmungen des Art. 118 des früheren bayerischen Straf- 


gejeßbuches !) Fommt meines Erachtens das berechtigte Selbit- 
bewußtjein des Staats und der Schuß, den er den wichtigiten 
Inſtitutionen der Staats- und Geſellſchaftsordnung ſchuldet, 
zutreffender und vollſtändiger als nach dem jetzigen deutſchen 
Strafrecht zum Ausdruck. Die ſchwierige und umfangreiche ſo— 
zial- und kriminalpolitiſche Erwägung, zu der dieſe Reminis— 
cenz aus älterem bayeriſchem Recht Anlaß giebt, beabſichtige ich 
nicht zu erſchöpfen; ich unterlaſſe deshalb auch ein Eingehen auf 
die im Einzelnen für und wider eine ſolche Norm ſprechenden 
Gründe; die Reminiscenz aber an einen Verſuch die ſtaat— 
liche Autorität und die Autorität ſeiner wichtigſten Inſti— 
tutionen in ſo reichlich ausgeſtalteter Weiſe zu wahren, und 
zwar mittelſt Normen des gemeinen Rechts, iſt vielleicht 
gerade heute, wo in Wort und Schrift dieſe Autorität ſo 
heftigen Angriffen unterliegt, wohl am Platz. 

Kehren wirnach dieſer Abſchweifung zur Frage der Pflicht— 
geſtaltung auf dem Gebiete der Arbeit zurück, ſo können wir zu— 
ſammenfaſſend nach Maßgabe der Stellung der Arbeit im Pro— 
duktionsprozeß folgende Umgrenzung des wirtſchaftlichen 
Pflichtenkreiſes der Arbeiter, der Arbeitgeber und des über 
dieſen beiden wirtſchaftlichen und ſozialen Parteien ſtehenden 





1) Der Art. 118 des bayer. Strafgeſetzbuchs von 1861 hatte 
folgenden Wortlaut: „Wer öffentlich vor einer Menfchenmenge 
oder mittel3 eines Preßerzeugnijjes die Unverleglichkeit des Königs, 
dejjen verfafjungsmäßige Gewalt, die Thronfolge oder die bejtehende 
KRegierungsform oder die Nechtsinititute der Familie, der Che 
oder des Eigenthums angreift oder mit Spott oder Verachtung be= 
handelt, ſoll mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft werden, 
womit Gelditrafe bis zu 400 Gulden verbunden werden fann. — 
Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre oder Gelditrafe bi zu 200 
Gulden trifft denjenigen, welcher öffentlich vor einer Menfchen- 
menge oder mittels eines Preßerzeugniſſes gegen einzelne Stände 
der bürgerlichen Gefellichaft Verachtung oder Haß zu erregen ſucht.“ 


Staates hervorheben. Arbeiten ijt eine allgemeine menschliche 
Vflicht, die auch vor dem Beſitz nicht Halt macht. Für 
die Arbeitermaffen, die nur durch Arbeit ihre Bedürfnis- 
befriedigung vermitteln können, tjt arbeiten außerdem eine 
wirtſchaftlich-ſittliche Pflicht. Se mehr fie dabei bemüht 
find, ihre Arbeit leiftungsfähiger zu geitalten und auf der 
Stufe diefer Leiſtungsfähigkeit emporzurüden, um fo beſſer 
erfüllen ſie dieſe Pflicht. Aber nicht bloß arbeiten über- 
haupt iſt des Arbeiters Pflicht, fondern die jachgemäße 
Anpafjung der Urbeitsbethätigung an den in normaler 
Geltaltung ſich entwicdelnden Produktionsprozeß erheiſcht 
weiter, daß der Arbeiter im konkreten Betrieb in der Regel 
ſeine Arbeitsleiſtung, deren befriedigende Vergeltung vor— 
ausgeſetzt, in regelmäßiger einen ungeſtörten Fortgang 
des Betriebs ermöglichender Weiſe gewähre, und daraus 
zugleich den materiellen und ſozialen Nutzen ziehe, welchen 
ein allmäliges Aufſteigen in Leiſtungsfähigkeit und ſozialer 
Stellung gerade bei ſolchem Daueranſchluß an eine Unter— 
nehmung zu gewähren vermag. Das iſt allerdings ein 
Grundgedanke, der dem ſozialiſtiſchen Prinzip möglichſter 
Mobiliſierung des Arbeiters, um ihn gelegentlich in Ar— 
beiterbataillonen beliebig zum Lohnkampf vereinigen zu 
können, durchaus zuwider, im Intereſſe des Arbeiters ſelbſt 
wie auch der Geſamtheit aber durchaus berechtigt iſt. 

Es iſt hier, wo es ſich um die Pflichten des Broduf- 
tionsfaktors Arbeit handelt, an fich nicht die Stelle, die 
Vflichten des Arbeitgebers in allen Einzelheiten nochmals 
vorzuführen, nachdem Diejelben oben bei einem Blick auf 
den Unternehmer bereits gejtreift worden find. Diefe 
Pflichten find aber jo bedeutfam und ein jo felbjtverjtänd- 
liches Korrelat der Arbeiterpflicht, daß ihrer zufammen- 

faffend auch hier noch gedacht werden muß. Der Arbeit: 
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geber hat die jcharf fich abhebende Pflicht, deſſen fich be- 
wußt zu bleiben, daß er im Arbeiterbeitand feines Be- 
triebS, jet diefer nun groß oder klein, den Nebenmenſchen 
vor ſich hat, deſſen Lebenskraft er durch die Gunft äußerer 
Konitellation für jene wirtschaftlichen Zwecke zu nügen in 
der Lage tft. Es iſt feine fittliche Bflicht, ihm angemefjene 
nach Maßgabe günjtigen Broduftionserfolgs auch fteigende 
— im entgegengejegten Fall allerdings auch ſich mindernde 
— Vergeltung feines Beitrags zur Schaffung des Produkt— 
wert zu gewähren, und zwar unter normalen Berhält- 
niffen bei befriedigender Arbeitsleiltung in fortdauernder 
auch über Kleinere Produktions- und Abjagkrifen hinweg fich 
erſtreckender Bejchäftigung. 

Die wirtichaftlihe Gefamtpfliht aller am Pro— 
duftionsprozgeß Beteiligten iſt die Ermöglichung 
größtmöglicher, ununterbrochener, von allen Störungen 
durch einen anttiozialen Willen eines einzelnen Faktors 
freigehaltener Produktion. 

Unter diefem Gefichtspunft iſt jede gewaltſame Unter: 
brechung des normalen Gangs der Broduftion durch einen 
Maſſenwillen, nicht zu arbeiten, oder durch den Unter: 
nehmerentichluß, nicht arbeiten zu laffen, eine Auflehnung 
gegen Die wirtjchaftlich-fittliche Gejamtpflicht. 

Gleichwohl kann diefe Auflehnung im einzelnen Fall, 
je nach Lage desſelben aus anderen Erwägungen fittlicher 
Art gerechtfertigt erſcheinen. Gewiß nicht bei jeder Ar— 
beitseinftellung und jeder Arbeitsausſperrung trifft Dies zu. 
Es giebt viele Fälle, in denen e3 bei der unbedingten fittlichen 
Derwerfung emer frivolen Aktion verbleiben muß. An— 
dererjeitS aber Fommen auch Fälle vor — und zumal bei 
der Komplizierung der foztalen Beziehungen zwiſchen Unter- 
nehmung und Arbeit, welche der Großbetrieb zur Folge 
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hat — daß über das Maß beiderfeitigen angemefjenen 
Anteils an der Ausgejtaltung der Arbeitsverhältnifie und 
am PBroduftionserfolg ein auf dem Weg perjönlicher ver- 
traulicher Ausfprache innerhalb des Betriebs nicht zu er- 
(edigender Streit entjteht. Sn folhem Falle fann die 
wechjeljeitige Machtentfaltung zunächit im einzelnen Betrieb 
als eines der Mittel fich darbieten, eine Berjtändigung 
anzubahnen. Freilich Fein ganz unbedenkliches Mittel. Es 
it gegen den Kulturgedanten, Streit innerhalb eines 
Itaatlichen Gemeinweſens durch Entwicklung von Maffen- 
macht zu jchlichten. Das Bedenken muß fich noch ver- 
ſtärken, wenn man erwägt, daß es mit der häuslichen 
Machtentfaltung im einzelnen Betrieb noch nicht gethan ift. 
Bei tiefgreifenden Diffivien von Unternehmung und Wrbeit 
juchen beide die Machtbeihilfe der in gleicher Lage befind- 
lichen Genofjen anderer möglichit zahlreicher Betriebe. Die 
Arbeiter eines ganzen Berufszweigs und dazu vielleicht 
auch jolche mehr oder minder verwandter anderer Berufs- 
zweige werden — nicht felten unter Dazwiſchentreten ein- 
zelner agitatorifch veranlagter Führer — mobilifiert, Damit 
im Maſſenſtreik die volle Entfaltung der Mafjenmacht der 
Arbeit verwirklicht werde. AndererfeitS gelangt in der 
von einer Mehrzahl gleichintereffierter Unternehmer — bei 
deren Zufammenschluß gelegentlich auch Momente leidenjchaft- 
licher Erregung wirkſam find — verhängten Mafjenausiper- 
rung die vereinigte Macht des Unternehmertums zum Ausdrud. 

Der wirtfchaftliche und foziale Kriegszuftand in ſolcher 
£folleftiviftiicher Ausgeftaltung der Mafjenmacht Jener, die 
zu friedlichem Zuſammenwirken im Produktionsprozeß be- 
rufen find, ift eine der ſchwerſten Krankheitserjcheinungen 
des Wirtfchaftslebens. Und doch muß — mie jet Die 
Berhältniffe liegen — die Möglichkeit dieſes Zuſtands 


offengehalten werden. Es darf nicht verfucht werden, dieſe 
Möglichkeit durch Verweigerung des Koalitionsrecht3 an 
Arbeiter und Unternehmer zu unterdrüden. Der genojjen- 
Ichaftliche Trieb zur Bereinigung mit Seinesgleichen zur 
Wahrung der gemeinjfamen Intereſſen iſt überhaupt und 
ganz bejonders in der Jetztzeit befonders tief in der menjch- 
lichen Natur begründet. Diefem Trieb folgen zu Dürfen, 
erjcheint allen Betetligten heute als eines der erſten Men- 
Ichenrechte. Darin find Unternehmer wie Arbeiter einig. 
Wie man den erjteren die wechjelfeitige Berjtändigung in 
Fragen der Arbeitspolitif nicht verwehren fan, jo kann 
man auch den Arbeitern die gleiche VBerjtändigung in Fragen 
der gegenüber den Unternehmern einzufchlagenden Bolitik 
nicht verwehren. Zudem iſt die ganze Entwiclung der 
indujtriellen Betriebsgejtaltung derart, daß das fachliche 
Bedürfnis der Koalition für den Faktor Arbeit veritärkt 
tt. Dies ift jo allfeitig anerkannt, daß eine eingehende 
Bemweisführung nicht geboten erfcheint. Dieje Anerkennung 
des Bedürfniffes der Arbeiter nach Koalition kann ſich auf 
vein öfonomifcher Erwägung aufbauen, ſolche Erwägung 
fann aber auch — und tjt es thatjächlich in weiter Er- 
ſtreckung — mit foztalvevolutionärer Tendenz durchſetzt 
jein. Steht man von dem le&teren Umſtande ganz ab, 
jo bleibt freilich auch bei der üblichen öfonomifchen Be- 
gründung des Koalitionsbedürfniſſes der Arbeiter auf die 
Ungleichheit der thatjächlichen Stellung des Arbeiters und 
Unternehmers beim Arbeitsvertrag ein Umjtand gewöhn— 
lich unbeachtet, der den Nutzen der Vereinigung der Ar- 
beitenden abzujchwächen geeignet tft, nämlich die Para— 
lyſierung des Nutzeffekts der Bündelung der ſchwachen Ar: 
beiterjtäbe durch Die entgegenftehende gerade durch folches 
Borgehen des Faktors Arbeit provozierte Bündelung aud) 
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der Unternehmerjtäbe. Dieſe Baralyjierung könnte nur 
dann nicht eintreten, wenn bloß die Unternehmer die Ar— 
beit, nicht aber auch die Arbeiter die nugbringende Ver— 
wertung ihrer Leiftung bedürfen würden. Indes foll auf 
diefe Sonderfrage der grundfäßlichen Begründung des Koa— 
littonsbedürfniffes der Arbeiter hier nicht näher einge- 
gangen, das Bedürfnis vielmehr als gegeben und berech- 
tigt anerkannt werden. 

Eine Frage aber, auf die vom Standpunkt der Verwirkli— 
hung der fittlichen Pflicht bei der durch die Koalitionsfreiheit 
gejchaffenen Sachlage näher eingegangen werden muß, tit 
„die genaue Umschreibung der Aufgabe, welche bei dem Walten 
der Koalition von Arbeitern und Unternehmern dem über 
den beteiligten Intereſſengruppen jtehenden Staate erwächſt. 

Das Ideal der wirtjchaftlichen Entwicdlung wäre, daß 
in emjigem auf wechſelſeitigem Treueverhältnis ruhendem 
Zuſammenwirken aller an der Produktion Beteiligten deren 
Marximalerfolg erzielt und die angemejjene Verteilung diefes 
Erfolgs auf die Mitwirkenden ohne Kampf erreicht würde. 
— Der ewige wirtichaftliche Friede! — Diejer Idealzu— 
jtand iſt freilich jo wenig erreichbar, wie der ewige poli- 
tische Friede unter den Nationen, wenngleich) — nebenbei 
bemerkt — die Frage des obligatorischen Schiedsgerichts 
hier, wo e3 fi) um eventuelle Exefution innerhalb 
eines Staatlichen Gemeinwefens und durch defjen alleinige 
Intervention handelt, wejentlich günftiger liegt. Es wird 
alfo bi3 auf weiteres bei Streit und Kampf bleiben. 

Bei dem Zuſammenhang, der zwischen den Nüftungs- 
maßnahmen und dem Ausbruch des Kampfes bejteht, tt 
e3 hienach vor allem politifch und fittlich nicht angezeigt, 
die möglichite Verbreitung des Koalitionsgedantens unter 
Unternehmern und Arbeitern an fich für wünfchenswert 


zu erachten. Das jchließt Feineswegs eine arbeiterunfreund- 
liche Stellungnahme in fich; denn wegen des innigen Zu— 
fammenhangs der Unternehmerfoalition mit der Arbeiter- 
foalition stellt ſich le&tere als eine zweischneidige Waffe 
dar, die zwar gewiſſe Augenblicserfolge zu erringen ver: 
mag, zugleich aber auch für rüdläufige Konjunfturen die 
Gegenrüftung zur Ausgejtaltung der Lohnminderung kräf— 
tigt. Bei der wachjenden perjönlichen Entfremdung, welche 
die beiderjeitige Kampfrüftung zur Folge haben muß, ift 
das fittliche Hebel notwendigerwerje im Wachjen, das darin 
liegt, daß mehr und mehr das wirtjchaftliche Treuever- 
hältnis zwischen Unternehmer und Arbeiter im einzelnen. 
Betrieb zerrifien und alles auf die Karte von Kollektiv: 
entfchlüffen der Arbeiter wie der Unternehmer gejeßt wird. 

Die möglichite Förderung des Koalitionsmwejens als 
Selbſtzweck ftaatlicher Politik anzufehen, ſcheint mir hie— 
nach nicht richtig. Ich ſtehe hier mit vollſter Ueberzeugung 
auf dem Standpunkt, welchem Kollege v. Neumann in 
Tübingen auf der Kölner Verſammlung des Vereins für 
Sozialpolitik zutreffend Ausdruck gegeben hat. „In dem 
dauernden Rüſten und Kämpfen an ſich ſehe ich große 
Uebelſtände und Gefahren. Si vis pacem para bellum 
— das iſt ein Wort, das man wohl bezüglich internatio— 
naler Verwicklungen mit Recht ſagen mag — im Innern 
des Landes hat ſolches Rüſten und Kämpfen aber doch 
ſeine großen Schattenſeiten wegen arger Verbitterung, 
großer Kräftevergeudung und insbeſondere, weil doch bei 
allem ſchließlich der ſiegt, der die am beſten gefüllten Kaſſen, 
die größte Macht hat, gleichgültig, ob Recht und Billig— 
keit ihm zur Seite ſtehen oder nicht.“ 

Von der weiteren thatſächlichen Entwicklung des Koa— 
litionsweſens und ſeiner Folgen wird es abhängen, welche 
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endgültige Stellung die ftaatliche Politik im nächiten Jahr— 
hundert zu demjelben zu nehmen haben wird. Ergiebt 
jich eine folche Geftaltung, daß die Koalition jowohl der 
Unternehmer als der Arbeiter ohne übermäßige Schädigung 
der gejamten Volksintereſſen ſich überwiegend als eine 
folleftive zweclmäßige Korrektur ungeeigneten individuellen 
Willens von Unternehmung oder Arbeit herausitellt, dann 
wird es bei einer Politik bleiben, welche der Koalition 
freie Entfaltung gewährt und in gewiljem Sinn entgegen 
dem Brinzip der Staatsfouveränttät den Staat im Staate 
zuläßt, weil der Nutzen folcher ſozialer außer Staatslettung 
jtehender Sonderbildung deren Schaden übertrifft. Sollten 
aber — und das ijt eine reine Thatfrage, deren Beant- 
wortung der Zukunft überlafjen werden muß — die Miß— 
jtände fich häufen und jollte die nationale Broduftion in 
ihren Grundfeiten erjchüttert werden, dann müßte der 
Staat ſich auf feine Fundamentalaufgabe, Hüter des Rechts 
und der Ordnung zu fein, bejinnen. Insbeſondere käme 
e3 darauf an, einerjeitS die heute auf Privatinitiative be- 
ruhende Organiſation der Arbeiter in geordnete öffentlich- 
rechtliche Bahnen zu lenfen, und andererſeits die bei der 
jeßigen Geſtaltung der Dinge gegenüber der wohlorgani- 
fterten Kriegsrüftung mehr oder minder in der Luft ſchwe— 
benden Friedensorganifationen durch Staatliche Geſetzgebung 
fefter zu gejtalten. Die Friedensorganifationen, um der- 
entwegen ja der Soztalpolitifer den Kriegszujtand ent- 
Ichuldigt, liegen im Einigungs- und Schiedsweſen. Aber 
gerade bei dieſem jehen wir bis jeßt den Staat nur ta- 
jtend vorgehen. Daß es mit dem freithätigen Schiedswefen 
privater noch jo hervorragender Ehrenmänner nicht gethan 
tt, zeigen die neuzeitlichen Erfahrungen. Wir jehen, wie 
jet Miniſter gewifjermaßen offiziös in die Arena treten, 
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unſicher ihres Erfolgs, aber doch einigermaßen auf den freilich 
ganz verhülltgehaltenen Einfluß politiſcher Macht vertrauend. 
Sollte es nicht denkbar fein, daß jpäter einmal an Stelle folchen 
offiziöſen Auftretens von Staatsmächtigen eine offizielle Orga— 
nifationder Staatsmacht, eine entfchetdende und mit angemeſſe— 
ner Exekutionsbefugnis ausgejtattete Spruchbehörde träte ? 

Wir brauchen uns heute mit diefer Zukunftsfrage 
weiter nicht zu bejchäftigen. Wohl aber muß noch 
ein furzes Wort der Frage gewidmet werden, wie für den 
Vebergangszuftand, in dem wir uns befinden, die Stellung 
der ſtaatlichen Bolttit gegenüber dem Soalitionsprinzip 
jich geftalten muß. Der Staat hat Arbeitern und Unter- 
nehmern Koalittonsfreiheit zu gewähren unter richtiger Be— 
mefjung der Kautelen gegen Mißbräuche, welche das Koa— 
litionsgebilde als unvereinbar mit dem Beſtand geordneten 
jtaatlichen Weſens erjcheinen laffen. Der auf die Dauer 
doch nicht zu umgebenden Kartellgefeggebung wird eine 
entiprechende jondergejegliche Regelung der Arbeiterkoalition 
zur Seite treten müſſen, welche dieſe Grundaufgaben zu 
löſen haben wird. AS Hauptgrundfäge, die jchon jeßt 
— auch vor der Snangriffnahme dieſer bejonderen Gejeß- 
gebungsarbeit — zu befolgen find, ergeben fich hiernach 
zwei. Erſtens: das Zugeſtändnis voller KRoalitionsfreiheit 
an Arbeiter und Unternehmer im Rahmen freigebildeter 
Dauernder odervorübergehender Intereſſenten-Vereinigungen. 
Zweitens: Zurückweiſung der etwaigen Verſuche folcher 
Verbände, ihre Einflußiphäre über den Rahmen der 
eigenen Koalition auszudehnen, über außen Stehende ge- 
wifjermaßen moralifche Jurisdiktion ſich anzueignen und 
damit direkten oder indirekten Koalitionszwang auf jolche 
zu üben, die der Vereinigung Sich ferne halten, fer es, daß 
fie in Sfolterung verharren, ſei es, daß fte einem anderen 


SIR. N». SE 


Koalitionsverbande angehören. Für die Arbeiterkoalition ins— 
bejondere handelt es ich dabei alſo um Schuß des ifolierten 
Arbeitswilligen und um Schuß der Gruppe foalierter Arbeits- 
williger gegen Bedrückung durch eine andere foalierte Gruppe. 

Zur Ausgejtaltung der Koalitionsfreiheit der Arbeiter, 
welche in jtärferem Maße als jene der Unternehmer zu den 
Tagesproblemen gehört, iſt noch im bejonderen Folgendes 
zu bemerfen. Die Koaltitionsfreiheit muß auch thatfächlich 
verwirklicht werden können, und zwar innerhalb eines ein- 
beitlichen wirtfchaftlichen Gemeinweſens allenthalben unter 
gleichen Borausjegungen. 

Man wird zwar nicht jo weit gehen dürfen, die ex— 
tremen Wünfche der Koalitionsfreunde dafür maßgebend 
jein zu lafjen, wie die jtaatliche Bolttif auf anderen ver— 
wandten Gebieten, inSsbejondere im Vereins- und Ber: 
jammlungs- und im Preßrecht jih im Einzelnen gejtalten 
jolle. Meint 3. B. ein ausgejprochener Koalitionsfreund, e3 
jei erwünſcht, auch die unreifen und frühreifen Kräfte der 
Jugendlichen möglichft ausgiebig in den Koalitionsdienft 
zu jtellen, jo folgt daraus noch nicht, daß nun die ganze 
Berfammlungs- und DBereinspolitif ſich dieſem Gedanken 
unterordnen müſſe. Im Gegenteil fann man ſehr wohl 
der Anficht fein, daß alles, was die Frühreife unjerer Ju— 
gend und die daraus folgenden Schäden zu befämpfen ge- 
eignet ift, Förderung verdiene. Wer daran zweifelt, der 
bejehe ſich die Statiftit der Kriminalität der Jugendlichen. 
Was allein gefordert werden fann, aber auch gefor: 
dert werden muß, das ift Gleichheit der thatjächlichen 
Schranken, welche innerhalb eines wirtjchaftlichen Gemein— 
wejens für die Ausgeftaltung der Koalition gezogen werden, 
und eine ſolche Gejtaltung diefer Schranken, daß eine 
wirkſame Entfaltung der Koalition der Arbeiter dabei ge— 


währleiſtet tft. 

Zur zweiten oben erwähnten Frage iſt meines Er— 
achten3 folgendes zu bemerken. 

Steht der Staat auf dem Prinzip: Koalitionsrecht, 
aber nicht Koalitionszwang — und er muß, wenn ex fich 
nicht jelbft aufgeben will, auf diefem Brinzip ſtehen — dann 
fann über die Notwendigkeit ausgiebigen Schubes ſowohl 
der Nichtkoalierten als auch gegebenenfalls der Koalterten 
eines Verbandes gegen übermächtige Koalierte eines an- 
deren fein Zweifel fein. Daß der Schuß nicht bloß iſo— 
ltertex, fondern auch Eoalierter Elemente in Frage fommt, 
iſt bejonders wichtig. Die Vertreter rückſichtsloſer Koa— 
litionsfreiheit jcheinen dies jehr wohl zu empfinden; denn 
ſie find gerade jeßt eifrig bemüht, das ihr Brogramm 
freuzende Vlebeneinanderwirken verjchtedener Koalitionen 
dadurch zu befeitigen, daß fie den Diſſidenten anvaten, ſich 
der allgemeinen (ſozialdemokratiſch gefärbten) Gewerkſchafts— 
Koalition anzuschließen. 

Weiter ergiebt fich mit innerer Notwendigkeit, daß 
dieſes Schußbedürfnis der tjolierten oder foalierten Ar— 
beitswilligen vorbezeichneter Art fich fteigern muß, je freiere 
Dahn der Koalitionsentfaltung gewährt wird; denn damit 
jteigert fich die Möglichkeit des Konflikts mit der führenden 
Koalitionspolitit. Der Zug der gejamten thatfächlichen 
Entwicklung und der politischen Auffaſſung der weiteſten 
Kreife geht aber heute entjchteden nach der Nichtung einer 
Verſtärkung des Einfluffes der Koalitionen. 

Praktiſch bedeutſam wird das prinzipielle Verhalten 
ver Staatsgemwalt, fomweit deren Schußgewährung in Frage 
fommt, namentlich) dann, wenn außer einer Koalition Ste- 
hende entgegen dem Verlangen diejer Koalition bei einem 
Arbeitsjtreit zu arbeiten bereit find. Daraus fann fich, 
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vie bereits erwähnt, in zweterlet Nichtungen das Bedürfnis 
eines Schußes der Arbeitswilligen ergeben. Es kann fich 
nämlich um den tjolierten Arbeitswilligen handeln, der 
feiner Koalition beizutreten gemwillt ijt. Die Bofition eines 
jolchen Arbeitswilligen wird naturgemäß um fo ſchwächer 
und bedrohter, je größer die Zahl der ihm gegenüber- 
jtehenden Koalierten iſt. Es liegt in der Natur der Dinge, 
daß der Maſſenkampf der Koalterten gegen den tjoltierten 
Arbeitswilligen eine Sondergefährdung des Lebteren er- 
zeugt. Aber nicht jolche allein ift in Frage und bedingt 
den Schuß der Arbeitswilligen. Dieje jtehen nicht immer 
gerade tjoliert den Koalierten gegenüber. Je mehr der 
Koalitionsgedanfe um fich greift und fich zugleich nach rein 
wirtjchaftlichen oder gleichzeitig politischen und auch re— 
ligiöſen Gefichtspunften differenziert, um jo wahrjchein- 
licher wird der Fall, daß foalierte Mafjen von Arbeits- 
willigen gegenüber foalierten Mafjen fie Bekämpfender 
jtehen. Damit entwicelt jich eine neue eigenartige Ge— 
fahr für die Beteiligten und für die öffentliche Ordnung, 
gegenüber welcher bejondere Repreſſion Seitens der Staats- 
gewalt angezeigt erjcheint. Aus dieſem zweifachen Ge— 
ſichtspunkt erſcheint alſo ein ausgiebiger Schuß Arbeits— 
williger gegen die ſie bekämpfenden Koalitionen und ins— 
beſondere gegen den dabei ſich entwickelnden ſozialdemo— 
kratiſchen Terrorismus im Hinblick auf die Thatſache des 
Umſichgreifens der Koalition innerlich begründet. 

In welchem Maße und in welcher Ausgeitaltung 
diefer Schuß zu verwirklichen ift, hängt weiter von einer 
unbefangenen Würdigung der Thatjachen ab, die dafür 
vorliegen, daß der bisherige Schuß ungenügend tft. An 
Alle, die in deutjchen Landen berufen find, das zur Be— 
antwortung dieſer Frage vorliegende und weiterhin ſich 

v. Mayr, die Pfliht im Wirtfehaftsleben. 4 
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ergebende Material zu würdigen, tritt die verantwortungs— 
volle durch die Ablehnung des Geſetzentwurfs über den 
Schutz des Arbeitsverhältniſſes keineswegs beſeitigte Auf— 
gabe heran, objektiv und ohne Rückſicht auf Gunſt oder 
Ungunſt der Maſſen zu urteilen. In dieſe wichtige Frage 
hier erſchöpfend einzudringen, erachte ich nicht als meine 
Aufgabe. Nur in Kürze möchte ich das hervorheben, was 
mir außer den bereits hervorgehobenen allgemeinen Erwä— 
gungen für Bejahung dieſer Frage vom ſtatiſtiſchen Stand— 
punkt aus zu ſprechen ſcheint. Vor allem iſt in negativer 
Beziehung darauf hinzuweiſen, daß es ſelbſtverſtändlich eine 
exakte Statiſtik ſolcher Ausſchreitungen, die nach bisheriger 
Geſetzgebung ſtraflos waren, künftig aber mit Recht ſtraf— 
bar ſein ſollen, nicht geben kann. Gleiches gilt von dem 
Beſtand der einem höheren Grad von Strafbarkeit zuzu— 
weifenden Berfehlungen. Die bisherige Kriminalftatiftik 
fann demnach nur fymptomatifche Ergebniffe liefern. Auch 
in dieſer Hinficht ift aber noch weiter zu beachten, daß nad) 
der bejonderen Kafutjtif der Strafbeitimmung des 8 153 
der Gewerbeordnung und nach Lagerung der thatjächlichen 
Berhältniffe bei der Bedrohung und Bergemwaltigung Ar— 
beitSmwilliger die Kriminalftatiftif nur ſehr unvollfommen 
die wahre Geftaltung rechtswidriger Gefährdung des Ar- 
beitswillens jpiegeln fann. Drei ſtatiſtiſche Thatfachen 
find aber immerhin beveutfam. Einmal zeigen die Ber: 
urteilungen wegen Verfehlungen gegen die angegebene 
Spezialbeftimmung, nachdem ſeit Anfang der neunziger 
Fahre ein rafcher Rückgang derfelben eingetreten war, 
nunmehr jeit einer Reihe von Jahren eine andauernde 
recht erhebliche Steigerung, der erſt im jüngjten Jahr, für 
das die kriminalſtatiſtiſchen Ergebniffe veröffentlicht find 
(1898), einiger Rückgang folgt, der e8 aber immerhin noch 
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bei ſymptomatiſch beachtenswerter Zahl der fraglichen Ver: 
fehlungen beläßt. In den ſtarken Wellenbewequngen dieſer 
Derurteilungen gelangt ſymptomatiſch die Wucht Des rechts— 
widrigen Drangs der Waffen zum Ausdruck, der bei ge- 
willen Konjunkturen ſich offenbart!). Wichtiger aber noch 
jcheint mir die allgemeine Belehrung, welche die Gefamtge- 
jtaltung unſerer deutjchen Verfehlichfeit — wenn dieſer Aus— 
druck zur Berdeutfchung von Kriminalität gejtattet wird — 
Darüber zu bieten vermag, wo Die größte Steigerung der 
Gefährdung unferer Kultur durch das Verbrechen zu juchen 
it. Da ſehen wir denn mit voller Klarheit, daß die Noheit 
und die Gewaltthätigkeit der Hauptfeind find; vollflommen 
begreiflich wird es hienach, Daß die Ausgeftaltung dieſes 
friminellen Grundzug3 auch die Gefährlichkeit des Kampfes 
Koalterter gegen Arbeitswillige jteigert. Während ehedem 
im Deutjchen Neich die Verbrechen und DBergehen gegen 
die Perſon weniger zahlreich waren als jene gegen das 
Vermögen, bat fich feit dem Jahre 1895 die Morphologie 
unſerer Verfehlichkeit geändert und ſtehen nunmehr Die 
Berfehlungen gegen die Perſon voran. Bejtätigt wird eine 
Daraus abgeleitete Bermutung erhöhter Gefährlichkeit gerade 
des Kampfes Koalierter gegen Arbeitswillige durch eine 
dritte hier zu erwähnende jtattitifche Thatjache. Durch 
die bisher vorliegenden Unterfuchungen über die berufliche 
Kriminalität im Deutfchen Neich wird die ‘Frage aufge: 
worfen, ob nicht Die zunehmende Induſtrialiſierung eine 
. von den Ürjachen der überhaupt und insbejondere in der 
Richtung perjönlicher Angriffe fteigenden deutjchen Krimi— 


1) Die vorletzte Kulmination war mit 279 Berurteilungen auf 
das Jahr 1890 gefallen; die jüngste Kulmination hat fich folgen- 
dermaßen entwicelt: 1893: 388 — 1894: 47 — 1895: 93 — 1896: 
252 — 1897: 254 — 1898: 208, 
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nalität 1ft; denn die Berufsgruppe Induſtrie hat eine er- 
beblich höhere Kriminalität als die Gruppe Landwirtichaft, 
und zwar ganz befonders auf dem Gebiet der VBerfehlungen 
gegen die Perſon. Dies ergiebt ſich aus den Ermittlungen 
für da3 Jahr 1895, welches wegen der in die Mitte des— 
jelben fallenden Berufszählung für dieſe vergleichende Unter: 
juchung bejonders geeignet tft. Leider fehlt — was ich 
beizufügen nicht unterlaffen darf — in unferer jonjt vor- 
trefflichen Reichskriminalſtatiſtik bis jeßt Die zur vollen 
Klärung der beruflichen Kriminalität erforderliche durch— 
greifende Kombination von Beruf und Alter. Da das 
Kaiſerliche ftatiftifche Amt die Individualzählkarten, welche 
die einjchlägigen Urangaben enthalten, zur Verfügung bat, 
fann jederzeit diefe Kombination ducchgeführt werden. Ich 
möchte befürworten, te für die drei Jahre 1894 bis 1896 
noch nachträglich mitteljt bejfonderer Auszählung der Zähl- 
farten zu bewirken. Das Jahrdritt 1894/96 iſt deshalb 
bejonders bedeutſam, weil in deſſen Mitte die Berufs— 
zählung von 1895 liegt, deren Ergebniffe zur Ermittlung 
der Berfehlichkeit3-Stoeffizienten der einzelnen fombinterten 
Berufs und Altersflaffen notwendig find. 

Die Statiſtik läßt feinen Zweifel darüber, daß die 
Anjammlung Eriminellen Zündjtoffs in den breiten Majjen 
‚namentlich der Jugendlichen in der Zunahme begriffen iſt. 
Danach) iſt es erklärlich, daß er in Augenblicken ſozialer 
Erregung, wie fie die Lohnkämpfe hervorrufen, in jteigender 
Verſchärfung hervortritt, und daß es hienach wohl angezeigt 
jein kann, den Schuß Jener, welche unter ſolchem Sonder: 
ausbruch perjönlicher Angriffe allgemeiner wie der Eigenart 
des joztalen Streits angepaßter Art zu leiden haben, an- 
gemejjen zu verjtärken. 

Gelegentlich der Bekämpfung des Gejegentwurfs betr. 
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den Schuß de3 gewerblichen Arbeitsverhältnifjes find einzelne 
Streiter, unter diefen auch Brentano von der Verteidigung 
zum Angriff übergegangen und haben die völlige Aufhe- 
bung der zur Bett gültigen Spezialftrafbeitimmungen der 
Gewerbeordnung befürwortet. Daß davon nach) Maßgabe 
der im DVorjtehenden erörterten Sachlage im Ernſte nicht 
die Rede jein kann, liegt auf der Hand. Auch genügt es, 
ſich zu vergegenwärtigen, welchen Einfluß eine derartige 
ausdrückliche Aufhebung von Schugbeftimmungen gegen den 
Mißbrauch des Koalitionsrecht3 äußern müßte. Sie wäre 
nicht anderes al3 eine ausdrüdliche Einladung an die 
leidenschaftlich bewegten Mafjen, die bisher unter Sonder- 
ſtrafe geftellien phyjifchen und moralijfchen Zwangsmaß— 
nahmen gegen nicht foalierte Arbeitswillige vecht ausgiebig 
zu bethätigen. Gerade die von beteiligter Seite jo gerne 
als harmlos bingejtellten moralifchen Zwangsmittel jind 
e3, die einen recht bedenklichen Auswuchs der Koalitions- 
maßnahmen darjtellen können. 

Ein anderer Einwurf, der gegen die Sonderbeitrafung 
gemeingefährlicher Ausschreitungen der hier in Frage ſtehen— 
den Art erhoben wird, ift der, daß es ſich um eine grund- 
jäglich verwerfliche Ausnahmegejegagebung handle. Dabei 
wird aber ganz überjehen, daß — wie bereit3 erwähnt — 
nach der Natur der Sache alle unfere foztalpolitifchen Straf- 
bejtimmungen und dazu noch eine ganze Reihe von anderen, 
die im allgemeinen Strafgefegbuch ſtehen, den Charakter 
der Ausnahmebeftimmung für gemwiffe gejellfchaftliche Klaſſen 
und Schichten tragen. Sch erinnere beiſpielsweiſe an die 
Detailbejtimmungen über die Sonntagsruhe. Nur gewiſſe 
Klaſſen der Gejelljchaft können fich hier verfehlen und be- 
ftraft werden, andere bewahrt der Gejeßgeber von vorne— 
herein vor der Möglichkeit dieſes Vergehens jich ſchuldig 
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zu machen. Gerade der jo viel befämpfte Gejeßentwurf 
bat mit der Unterftellung auch der Unternehmer unter Die 
Straffanktionen Kar zum Ausdruc gebracht, daß eine un— 
motivierte Ausnahmegejeggebung nicht vorliegt. Aus dem 
Gebiete der allgemeinen Strafbeitimmungen find als Bei— 
jpiel die Amtsverbrechen anzuführen, die zum großen Teil 
eine berechtigte ausnahmegejeßliche Beitrafung oder Höher— 
bejtrafung von VBerfehlungen enthalten, die nach den ſonſtigen 
Beitimmungen des Strafgeſetzbuchs gar ie oder geringer 
bejtraft werden. 

Mit der am 20. November 1899 bern Ablehnung 
des Entwurfs eines Gejeges zum Schuße des gewerblichen 
Berhältnijjes ind die Thatfachen, welche die Erwägung 
einer Verſtärkung des Schutzes des Arbeitswilligen zur 
Erörterung ſtellen, nicht aus der Welt geſchafft. Gerade 
durch die Umſtände, und durch die Form, in welcher die 
Ablehnung erfolgte, iſt zum Ausdruck gekommen, daß par— 
teipolitiſche Erwägungen allgemeiner Art den Ausſchlag 
gegeben haben. Dies führte zur Ablehnung der Kommiſſions— 
beratung und damit zu dem hiedurch erklärten Verzicht 
auf die Einzelprüfung der für und wider die Ausgeſtaltung 
des Schuges der Arbeitswilligen jprechenden Thatjachen 
und Erwägungen. Gegen den Entwurf hat fich eine aus— 
giebige politische Agitatton namentlich außerhalb des Reichs— 
tags entwicelt, zu welcher in der langen Zeit der Verta- 
gung des Neichstags reichliche Gelegenheit geboten war. 
Daneben aber hat die Einbringung des Entwurfs Doc) 
die Folge gehabt, daß die Aufmerkſamkeit des objektiven 
Beurteilers auf genauefte Beobachtung der weiterhin in 
die Erſcheinung tretenden Thatjachen des Terrorismus 
gegenüber Arbeitswilligen gelenkt ift. Schon aus dieſem 
Grunde muß, ganz abgejehen von der Stellungnahme der 
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verbündeten Regierungen zu dem Botum des Neichstags, die 
Frage der Verjtärfung des Schußes der Arbeit3willigen 
im Fluß erhalten bleiben. 

Die einzige Maßnahme, die gegenüber der fittlichen 
Verwilderung, wie jie im Kampf gegen den Arbeitsmwillen 
zum Ausdruck kommt, geboten erjcheint, iſt allerdings die 
kriminelle Repreſſion nicht. Bedeutungsvoller noch als das 
was die Staatsgewalt in Geſtalt der Strafſatzung leiſten 
kann und aus Rückſichten der Selbſtachtung leiſten muß, 
iſt das was hier die Maſſenerziehung zu leiſten berufen 
iſt. Gegenüber dem vergiftenden Einfluß der Agitatoren, 
welche mittelſt Aushöhlung alles ſittlichen Inhalts des 
Arbeitslebens den Arbeiter zur wirtſchaftlichen Maſchine im 
Maſſenkampf gegen die beſtehende Geſellſchaftsordnung 
umzugeſtalten bemüht ſind, erwächſt allen Inſtanzen, die 
unſere Kulturerrungenſchaften wahren wollen, eine gewaltige 
Aufgabe der Belehrung und Erziehung. Staat und Kirche 
ſtehen hier auf dem gemeinſamen Boden der Wahrung 
ſittlicher Normen gegenüber dem Anprall materialiſtiſcher 
Sturmflut. Dieſe Erziehungsarbeit an den Maſſen iſt 
ſchwer; denn die Lockung Jener, die auf der Logik des 
Neides weitgehende Verſprechungen von Maſſenglück auf— 
bauen, iſt anziehender als die nüchterne Darlegung ſitt— 
licher Notwendigkeit der Einfügung in das hiſtoriſch ge— 
gebene Wirtſchaftsleben und des Rechts wie der Pflicht, 
innerhalb dieſes Rahmens mit allen erlaubten Mitteln 
techniſchen und wirtſchaftlichen Strebens Beſſerung der 
Lage zu erreichen. Und doch muß auf die Dauer die 
Unerreichbarkeit der Utopie, welche der Peſſimismus den 
Maſſen vorgaukelt, dem berechtigten ſozialen Optimismus, 
der ohne ſoziale Revolution auf dem Wege techniſcher, 
wirtſchaftlicher und ſozialer Reform die Lebenshaltung der 
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Maſſen zu heben jtrebt, zum Siege verhelfen. 

Die Meberfchau über die Ausgeitaltung der Bflicht 
der Arbeit hat es nötig gemacht, im Borjtehenden auch des 
in der neuzeitlichen Entwicklung des Arbeitsverhältnifjes 
in befonderer Schärfe hervortretenden Ausnahmezuftandes 
zu gedenken, in welchem die Arbeit ihren geordneten Dienjt 
für den nationalen Broduftionsprozeß verjagt. Diejer Aus— 
nahmezuftand tft vom Standpunft der wirtjchaftlichen Pflicht 
ein Uebel, aber er ift — wie jetzt die Verhältniſſe liegen — 
in gewiſſem Sinne ein notwendiges Uebel. Den Ausfchrei- 
tungen, zu denen er Auslaß giebt, it einerjeits durch 
Maßnahmen der Strafgefeggebung andererjeit3 durch ſolche 
der Erziehung entgegenzutreten. Im UÜebrigen iſt die ftaat- 
liche Bolitik gegenüber der Arbeitseinftellung und Arbeit3- 
ausfperrung im mwejentlichen eine negative, eine Politik der 
Nichteinmiſchung. Sie follte aber nicht das allein fein, 
jondern es wäre als eine wichtige pofitive Ergänzung die 
Förderung eine Politik in Ausficht zu nehmen, welche ein 
Zurücktreten der ausfchließlichen gejonderten Kampfrüftung 
der Arbeiterfoalitionen einerjeitS und der Unternehmerfoa- 
(itionen andererjett3 zum Ziele hätte und auf geeignete zu— 
ſammenfaſſende Organifationen der beiden Intereſſengruppen 
hinarbeiten würde. Als eine beachtenswerte Einrichtung 
dDiefer Art verdient die Tarifgemeinjchaft der Ddeutjchen 
Buchdruder hervorgehoben zu werden.) 

Nach der Ueberſchau über die Geftaltung der wirt: 





1) Eine furze Üeberficht der Entwiclung dieſer Tarifgemein- 
ſchaft, an deren Schaffung zwar die beiderfeitigen Verbände der 
Gehilfen und der Prinzipale ausfchlaggebend beteiligt waren, die 
aber doch eine relative Selbitändigfeit befitt, fiehe bei W. Kule— 
mann, die Gemwerfichaftsbewegung, Jena 1900. S 624 u. f. 
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Ihaftlichen Pflicht auf Seite der Unternehmung und der 
einzelnen von derſelben vereinigten Produktionselemente 
erübrigt noch ein Blick auf die Bflichtgeftaltung im Rahmen 
der Güterverteilung, in welcher der Niederſchlag des 
Ganges der wirtjchaftlichen Produktion und Konfumtion 
zum Ausdrud fommt. 

Unter Güterverteilung fann man ſowohl die fortlaufende 
Austeilung der PBroduftionserfolge unter die Geſamtheit 
der an der Produktion Beteiligten veritehen, als die im 
Augenblicksſtand der Wohlſtandsſchichtung erfichtliche Kon- 
jolidvierung der Anteilnahme an den Broduftionserfolgen. 

Nach beiden Nichtungen eröffnet ſich für Recht und 
Sitte Gelegenheit zum Eingreifen. Someit die fortlaufende 
Austeilung der Produftionserfolge in Frage fommt, ift 
das in dieſer Hinficht Maßgebende oben bei Erörterung 
der einzelnen Broduftionsfaftoren bereit3 vorgetragen. Hier 
jei nur noch einmal betont, daß die Rückſichtnahme auf 
die wirtichaftlih Schwachen nicht bloß fittliche Einzelpflicht 
der wirtfcehaftlich Starken tft, fondern daß es Aufgabe der 
organifierten ſozialen Gebilde tft, diefen indiorduellen Pflicht— 
gedanten in Kolleftionormen überzuführen. Gebote Der 
Kirche wie Geſetze des Staates fönnen und follen in dieſer 
Hinficht Exrhebliches leiſten. Unſere neuzeitliche Sozialpo- 
litik insbeſondere in der Ausgeftaltung des Arbeiterfchuges 
und der Vrbeiterverjicherung fteht auf diefem Boden. Gie 
it im Grunde auf der Erkenntnis ſozialer Geſamtpflichten 
aufgebaut und verwirklicht ſie ohne revolutionäre Auf: 
lehnung gegen die Brinzipien der Nechts- und Gefelljchafts- 
ordnung, auf der unfere ganze Kulturentwicllung ruht. Se 
verwicelter die wirtjchaftlichen und foztalen Beziehungen 
werden, um fo mannigfacher wird die Bflicht des Eingreifens 
der Gejamtheit; davon alfo, daß die Sozialgejeggebung 
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diefer Art in dem Sinne zum Stillftand fommen könne, 
daß nichts mehr zum Schuß der Schwachen für fie zu thun 
übrig bleibe, wird man nicht reden fünnen. 

Für die Lage der einzelnen Schichten des Volks iſt 
nicht nur die fortlaufende Ausgeftaltung der Produktions— 
erfolge im Einzelnen entfcheidend, jondern vor Allem die 
thatjächliche Konfolidierung dieſer Verteilungserfolge und 
der Zuratehaltung des Errungenen in der Wohlitands- 
Ichiehtung. Einkommens- und Vermögensverteilung kommen 
hiebei in Betracht. Die VBermögensverteilung bringt am 
Ihärfiten die äußerlich greifbare Konfolidierung der Ver— 
teilungserfolge der Wirtfchafter beziehungsmeife der Bor: 
fahren, deren Nechtsnachfolger jte find, zum Ausdrud. 

Auch bier ergeben fich fittliche Einzelpflichten und Ge— 
jamtpflichten. Bei der großen Bedeutung, welche die 
Sammlung einer wirtjchaftlichen Reſerve in Geſtalt von 
Vermögensbildung bat, iſt das Streben nach folcher eine 
wirtſchaftliche Pflicht, und zwar um fo mehr, je un 
ficherer die perjönliche Lage eines Wirtjchafters iſt. Doc 
iſt auch biex jeder Exzeß vom Uebel; die obige furze Ex: 
örterung der Konfumtion hat bereits Anlaß gegeben, hieher 
Gehöriges hervorzuheben. Bejonders zu betonen bleibt 
noch die Einzelpflicht des durch Einfommen und Bermögen 
Mächtigen einen angemefjenen Bruchteil jener wirtjchaft- 
lichen Potenz in freiem Liebeswert dem woirtjchaftlich 
Schwachen zuzuwenden, nicht in Geſtalt des planlos ge- 
gebenen Almoſens, jondern durch freie werkthätige Be— 
teiligung an mwohlorganifierter Fürſorge für Unterjtügung 
und. wirtjchaftliche Förderung nicht bloß der Leiftungsun- 
fähigen fondern namentlich der ſchwächeren aber doch wirt— 
Ichaftlich leiftungsfähigen Kräfte. 

Neben jolche fittliche Einzelpflichten treten auch hier mehr 
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oder minder formulierte Normen diefer Pflichten, die für 
die verjchtedenen Schiehtungen der Gejfellfchaft, bis hinauf 
zur ficchlichen und jtaatlichen Gemeinſchaft maßgebend find. 

Insbeſondere fällt dem Staat hier in ausgiebigem 
Maße die Aufgabe zu, vom fittlichen Brinzip der Stärkung 
des Schwachen aus zielbewußt in die Sonfolidierung der 
Berteilungserfolge einzugreifen und jolche bis zu einem 
gewiſſen Grade zu beeinfluffen. Die Richtungen diefer vom 
Sittengejeß Diktterten über den Einzelftrebungen der In— 
texejfengruppen jtehenden Staatlichen Politik bezwecken über— 
wiegend Die Förderung angemefjener Einfommens- und 
VBermögensgeftaltung bei den einzelnen Schichten der Wirt- 
Ihaftenden, zum Teil bezweden fie auch Zurücddrängung und 
Einengung ſittlich anfechtbarer Konfolidierungen folcher Art. 

Hier ijt das Gebiet, auf dem die allgemeine Wirt- 
jchaftspolitif des Staates und deſſen Sozialpolitik, wie 
nicht minder auch die Ausgeitaltung der Finanzpolitik in 
inniger Verbindung Stehen. Eine richtige nationale Schuß: 
politik will für die Gejfamtheit der nationalen Produktion 
gegenüber ungünitigen weltwirtjchaftlihen Strömungen 
Wind und Sonne günftig verteilen; fie erſcheint hienach 
nicht nur opportuniſtiſch gerechtfertigt, jondern fie hat auch 
einen beveutungsvollen fittlichen Hintergrund. Einen wich- 
tigen nationalen Produktionszweig dem Freihandel zu liebe 
dem Ausland opfern, wäre Verlegung der fittlichen Ge- 
meinpflicht der Gefamtheit. In hervorragender Were fommt 
die Ausgejtaltung dieſer Art von fittlicher Gefamtpflicht 
in den bejonderen Einrichtungen der ftaatlichen Fürforge 
zum Ausdrud, welche einzelwirtfchaftliche Konfoltdierungs- 
erfolge wirtjchaftlicher Bethätigung zu erjegen oder zu er- 
gänzen beitimmt find. In erjterer Hinficht jet die moderne 
Anerkennung der jtaatlichen Bfliht, das Armenweſen im 
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Sinne der Vorbeuge und der Pflege maßgebend zu regeln, 
vor Allem erwähnt. Noch großartiger fommt der Gedanke 
fürdernder Beihilfe zum Erfolg des Wirtfchaftsftrebeng im 
Kampf gegen die finjtern wirtfchaftsfeindlichen Gemalten 
der Krankheit, des Unfalls und der Invalidität in der 
modernen Soztalgejeßgebung zum Ausdrud. Wenn irgendwo, 
jo tjt hier ein großer ſittlicher Grundgedanke der Vereini— 
gung weiteſter Kreiſe von näher und ferner Beteiligten 
unter jchließlicher Beihilfe auch der Staats- und Neichs- 
injtanz verwirklicht. Das gewaltige Werk der deutjchen 
Arbeiterverjicherung paßt allerdings den Sozialdemokraten 
und auch manchem bürgerlichen Itationalöfonomen ſchon des— 
halb nicht, weil durch die That gezeigt tft, wie viel ge- 
waltiger bier ſoziale Hilfe durch Staatswillen al3 durd) 
Selbithilfe verwirklicht ıft. Wenn der Aerger darüber fich 
gelegentlich in der böhmischen Behauptung Luft macht, die 
ganze Einrichtung ſei ja Doch nur den Sozialdemokraten 
zu verdanken, ohne deren Drängen Fürſt Bismard nie zur 
joztalen Berficherung gegriffen hätte, jo wird dabei über: 
jehen, daß eritens gerade die Sozialdemofraten die größten 
Gegner des Werks waren und daß zweitens auf Dank 
jeitens der Sozialdemokratie von der Neichspolitif nie ge- 
rechnet worden ift, dieje vielmehr in Fortführung älterer 
foztalpolitifcher Maßnahmen auch diejes wichtige Stüd 
der modernen Soztalpolitif nur als ein Glied in der großen 
Kette der Staatsaktionen angejehen hat, welche die Er- 
kenntnis der jittlichen Pflicht des Staates gegenüber den 
wirtichaftlih Schwachen hervorruft. 

Aber nicht bloß fördernd, auch zielbewußt hemmend 
greift aus fittlichen Erwägungen die ftaatliche Politik in 
ven Konjolidierungsprozeß des wirtjchaftlich Errungenen ein. 
Schon die vorerwähnten Förderungsmaßnahmen fünnen in 
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der Einzelgejtaltung ihrer Ausführung in dieſem Sinne 
wirten. Wenn bei der Arbeiterverjicherung auch der Un: 
ternehmer in ausgtebiger Weiſe zur Beitragsleiſtung heran— 
gezogen wird, kann beiſpielsweiſe ein folcher Fall ſich ergeben. 

In bejonders ausgiebiger Werje jucht Die neuzertliche 
Geſtaltung der Steuerpolitik nach dieſer Nichtung zu wirken. 
Es iſt noch nicht lange ber, daß Adolf Wagner's Ideen 
über die joztalpolitifchen Aufgaben der Beiteuerung von 
einer großen Gruppe von Theoretifern verhöhnt wurden. 
Heute hat die PBraris der Steuergejeßgebung überall in 
größerem oder geringerem Maße folche Ideen verwirklicht. 
In der direkten Beiteuerung nicht nur, fondern fogar bei 
der indirekten Steuer, ſoweit es jteuertechnifch möglich tit, 
it dev Grundſatz der Proportionalität zu Gunſten der 
Degreſſion — Die vielfach eine ſtarke Annäherung an 
eigentliche Brogreiition zeigt — durchbrochen. Den perjön- 
lichen Berhältnifien der PBflichtigen ift man mehr und mehr 
bemüht bei Einfommens- und Ertragsiteuern Nechnung zu 
tragen. Die ftärfere Belaftung des fundierten Einfommens 
in der Ausgejtaltung allgemeiner oder bejonderer Vermö— 
gen3- und Nentenjteuern und in dem Ausbau der Erb— 
Ihaft3bejteuerung findet mehr und mehr allgemeine Aner- 
fennung. Nicht minder zeigt die Steuerpolitif Verſuche 
und Abfichten, die auf verjtärkte Heranziehung von Spiel- 
und Spefulationsgewinnen zur Beiteuerung abztelen. In 
allen diefen Fällen tft nicht bloß die finanzielle Abficht der 
Geldbeichaffung ſondern ganz bejonders die fittliche Auf- 
faljung von der Berechtigung des Staats ausgleichend in 
die Verteilung der WBroduftionserfolge einzugreifen, von 
maßgebendem Einfluß. Auch Berjuche unmittelbarer Unter: 
Drüdung oder Verminderung von Vermögensanhäufungen 
ſittlich bedenklicher Natur finden wir in der neuzeitlichen 
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Geſetzgebung und in den auf deren weitere Ausgeitaltung 
abztelenden Beitrebungen. Im Verhalten des Staats gegen 
das Börfenfpiel, in den Erwägungen über die Befchneidung 
ausgejprochenen Konjunkturengewinns, namentlich auf dem 
Gebiete des ſtädtiſchen Immobilienbeſitzes (Bauitellenfrage) 
findet Dies beiſpielsweiſe jeinen Ausdrud. 

Sp jehen wir, wie gerade auf dem Gebiet der volf3- 
wirtſchaftlichen Verteilung in vecht erheblichem Maße ſitt— 
liche Erwägungen, die in mancherlei Richtung zu Rechts— 
normen ſich verdichtet haben und weiter zu ſolchen ſich zu 
verdichten im Begriffe ſind, einen entſcheidenden Einfluß üben. 

Wenden wir uns nun zum Schluß der Ueberſchau 
nochmals zurück auf das ganze von uns durchſtreifte Ge— 
biet der Pflicht im Wirtſchaftsleben. Da ſehen wir, wie 
allerwärts neben dem rückſichtsloſen Willen des Erwerbs 
und der Bereicherung auch Mahnungen der Pflicht ſich 
einftellen und zwar ſowohl bei den Einzelvertretern der 
verschiedenen in der Volkswirtſchaft zufammenmwirkenden In— 
terefjenfreife alS bei den bedeutungsvollen ſozialen Gebil- 
den innerhalb deren jene Einzelintereffen walten. Waffen 
wir dieſe Feititellungen zu einem Ganzen zuſammen, jo 
Dürfen wir jagen, daß auch bei der Potenzierung des 
wirtichaftlichen Strebens, das die: Neuzeit charakterisiert, 
der fittliche Gedanke nicht verloren gegangen iſt, vielmehr 
— wenn auch zumeilen unter fchweren Geburtswehen — 
in kraftvoller Verjüngung und entgegentritt. 

Wenn dermaterialiſtiſche Peſſimiſt eine jolche Auffaſſung 
und Betonung des ſittlichen Moments verhöhnen will — und 
das wird er ja gewiß thun — ſo ſei daran erinnert, daß ohne 
das ſittliche Moment der treuen Hingabe an übernommene und 
insbeſondere auch an überkommene Berufs ausübung ein 
menſchenwürdiges Daſein der Geſellſchaft überhaupt nicht. 
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denkbar iſt. Ein wirtſchaftliches Daſein, in dem zu jeder 
Stunde nur der Impuls der Logik des Neids maßgebend 
iſt, um jedem Einzelnen ohne Rückſicht auf gewählten oder 
überkommenen Beruf nur das raſtloſe Haſten nach höchſtem 
Augenblickserwerb als Strebensziel erſcheinen zu laſſen — 
es wäre eine Hölle. Die Verſöhnung des Menſchen mit 
dem Wirtſchafter liegt in dieſem ſittlichen Treueverhältnis 
einer zielbewußten Hingabe an den Beruf. Treu und eifrig 
im Beruf und dabei in voller Erkenntnis der Bedeutung 
techniſchen und wirtſchaftlichen Fortſchritts insbeſondere 
bedacht, für die Berufsausübung Alles nutzbar zu machen, 
was dieſer Fortſchritt bietet, das iſt eine rationelle wirt— 
ſchaftliche und zugleich eine ethiſch richtige Auffaſſung der 
Lebensaufgabe. Wenn die Geſellſchaft an ſolchen Grund— 
ſätzen feſthält, wenn Jene die anordnend, wie Jene die 
helfend in der Produktion thätig ſind, ein ſolches Endziel 
wirtſchaftlicher und ſittlicher Vervollkommnung im Auge 
behalten, dann bauen beide in gemeinſamem Zuſammen— 
arbeiten zugleich die Brücden, auf denen nach) Maßgabe 
bejonderer Veranlagung, Bflichttreue und Fleißesentwiclung 
fortdauernd auch unter den fozialen Erjchwerungen mo- 
derner Betriebsgeftaltung Syene, die folches fich verdient 
haben, in höhere joziale Schichten auffteigen. Hier tft zu— 
gleich der Punkt, an dem die in Staat und Gemeinde 
organtiierte Gefamtheit mit einem zielbewußten dem gemeinen 
Beiten gewidmeten Streben die hilfreiche Hand Darbietet, 
um den zum Aufitergen Berechtigten und erniten Sinns 
nach ſolchem Aufſteigen Strebenden die Bejchwerden ihres 
Strebens zu erleichtern. Die Unterrichts: und Bildung3- 
anftalten aller Art von der Volksſchule an bis zu den 
verschiedenen Hochjchulen ſie find nichts anderes, als die 
Ausgestaltung einer folchen dem Aufſteige-Würdigen ge- 
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botenen hilfreichen Hand. Das materielle Intereſſe der 
Steigerung der nationalen Produktionskraft geht hier Hand 
in Hand mit der Löſung der fittlichen Aufgabe der öffent- 
lichen Gewalt, das Niveau des Wifjens und Könnens der 
gefamten Gejelliehaft zu heben. Und neben dem, was die 
öffentliche Gewalt bier leiftet, fehen wir den freien Ge- 
meinfinn von Einzelnen, wie von Vereinigungen verfchte- 
denjter Art in gleicher Nichtung thätig, nicht Fraft Zwangs 
und in ausgedehnten Maße nicht auf Grund irgend welcher 
wirtjchaftlichen Spekulation, jondern in Erfüllung fittlichen 
Strebens. 

So können wir den Spöttern die Thatjache weiten 
Waltens ſelbſtändiger jittlicher Kräfte im Wirtjchaftsleben 
entgegenhalten. Was aber — wird man vielleicht ent- 
gegnen — verbürgt die Wirkfamkeit diefer Kräfte? Sit es 
nicht angeftchts des haftenden Erwerbslebens der Gegen- 
wart und des rückſichtsloſen Intereſſenkampfes ein durchaus 
weltfremder Idealismus, der für jolche fittliche Strebungen 
noch einen Raum im Alltagsgetriebe dev Menjchen fieht? 

Borab iſt es beim Einzelnen die Regung des Gemifjens 
— des auch im Strudel des Exrmwerbslebens nicht völlig 
zu bannenden Mahners — welche neben den wirtjchaftlichen 
Strebungen die fittlichen Pflichten zur Geltung zu bringen 
jucht. Und was beim Einzelnen das ftille Kämmerlein 
des Gewiſſens, das iſt für die Geſellſchaft das organifierte 
Gewiſſen, wie es in deren gemeinjamer gefejtigter fittlicher 
Heberzeugung zum Ausdrud fommt Die Wertung wirt: 
Ichaftlichen Berhaltens vom ethifchen Geſichtspunkt aus, 
wie jie breite Schichten maßgebend beinflußt, jchafft die 
Möglichteit dauernder Hochhaltung der wirtjchaftlichen 
Pflicht. Hierin einer einfeitig ökonomischen Verwilderung 
der Menjchheit entgegenzuarbeiten, iſt eine Hauptaufgabe 
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der Geſamtheit jener Maßnahmen der Ueberleitung der 
Kulturerrungenschaften von den weggehenden zu den hevan- 
fommenden Generationen, die wir die Erziehung des Men— 
jchengefchlecht8 nennen. Gewaltiger als je gejtaltet ich 
heute diefe Aufgabe der Erziehung neben jener des Unter: 
vichts, welche den Wiſſensſchatz auf jtetS neue Generationen 
überzuleiten hat. In der Familie muß der Grund zur 
Erkenntnis fittlicher Bflicht auch im Wirtfchaftsleben gelegt 
werden; gleiche Aufgabe fällt allen fozialen Gebilden engeren 
und weiteren Rahmens zu, in welche der Einzelne in feinem 
Lebensgang einbezogen wird. Ein Soziales Gebilde, das 
die fittliche Pflicht im Wirtfchaftsleben bei Seite zu jchteben 
trachtet, iſt Fulturfeindlih. Sn ſtarkem Maße fällt der 
veligiöjen Gemeinschaft die Betonung diefes Gefichtspunftes 
zu; aber nicht ihr allein. Auch die weltliche Erziehung 
der Geſellſchaft hat die Hochhaltung der fittlichen Grund: 
ſätze im gefamten wirtfchaftlichen Thun und Treiben mit 
allen Mitteln zu erſtreben, welche eine maßgebende Wer— 
tung des Einzelverhaltens durch eine vom Gefühl der Zu— 
ſammengehörigkeit erfüllte Geſamtheit zu erzielen vermag. 
Hier bleibt der Kulturgefellichaft im Kampf gegen einfeitige 
Veberhebung und Ueberſchätzung de3 rein wirtjchaftlichen 
Erfolgs ein gutes Stück Arbeit. 

Das Beſte, was in diefem jteten Kampf für die Pflicht 
zu thun ift, das muß die freie foziale Bethätigung, eine 
durch Erziehung in die richtige Bahn geleitete Gejtaltung 
der öffentlichen Meinung leiften. Da freilich, wo dieſe 
freie Aktion am entjcheidenden Punkte ihre Wirkſamkeit 
verfagt, wird zur Verwirklichung fittlicher Korrektur ein- 
feitigen Wirtfchaftsftrebend auch die Zwangsgewalt des 
Staates in Geſetzgebung und Verwaltung nicht zu entbehren 
fein. Es iſt oben gezeigt worden, wie mannigfaltig jolcher 

v. Mayr, die Pflicht im Wirtfchaftsleben. 5 
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ſtaatlicher Eingriff thatſächlich verwirklicht iſt. Die ge— 
ſchichtliche Entwicklung ſtaatlicher Geſetzgebung, deren End— 
ziel es iſt, ſittlichen Erwägungen gegenüber einſeitigen wirt— 
ſchaftlichen Strömungen zum Sieg zu verhelfen, läßt recht 
deutlich erſehen, wie Sitte und Recht teils innig verwachſen 
ſind, teils im nachbarlichen Verhältnis ſtehen, immer mit 
Offenhaltung der Möglichkeit, daß das was heute nur 
ethiſche Pflicht iſt, worgen in den Rahmen auch rechtlicher 
Sabung aufgenommen wird. So iſt eine Fülle wirtichaft- 
lichen Rechts entitanden, jo wird e3 weiter entitehen. 
Wie dabei die Geftaltungen ſowohl des formalen Nechts 
wie des ethifchen Gejamturteil® ausfallen, wird allezeit 
abhängig bleiben von der Beantwortung der Grundfrage 
nach dem Weſen und dem Umfang der Bflicht im Wirt: 
Ichaftsleben. 
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